
Satzung der Stadt Offenburg  
über die öffentliche Abwasserbeseitigung

(Abwassersatzung - AbwS) 
 
Aufgrund von § 45b Abs. 4 des Wasserge-
setzes für Baden-Württemberg (WG) und 
der §§ 4, 11 und 142 der Gemeindeordnung 
für Baden-Württemberg (GemO) in Verbin-
dung mit §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 
des Kommunalabgabengesetzes für Baden-
Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat 
der Stadt Offenburg am 26.03.2001 (zuletzt 
geändert am 14.12.2009) folgende Satzung 
beschlossen: 

 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

 
(1) Die Stadt Offenburg betreibt die Besei-

tigung des in ihrem Gebiet angefallenen 
Abwassers als Eigenbetrieb unter dem 
Namen Eigenbetrieb Stadtentwässe-
rung Offenburg als jeweils selbständige 
öffentliche Einrichtung: 

 
a) zur zentralen Abwasserbeseitigung 

 
b) zur dezentralen Abwasserbeseitigung 

 
Die dezentrale Abwasserbeseitigung 
wird durch besondere Satzung der Stadt 
Offenburg über die Entsorgung von 
Kleinkläranlagen und geschlossenen 
Gruben geregelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Die Stadt bedient sich zur Abwasserbe-
seitigung teilweise des Abwasser-
zweckverbandes „Raum Offenburg“ 
(AZV). Näheres ist in § 4 der Verbands-
satzung geregelt. 

 
 
(3) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, 

Erweiterung oder Änderung der öffentli-
chen Abwasseranlagen besteht nicht. 

 
 

 

Satzung der Stadt Offenburg 
über die öffentliche Abwasserbeseitigung 

(Abwassersatzung − AbwS) 
 

Aufgrund von § 45b Abs. 4 des Wasserge-
setzes für Baden-Württemberg (WG), §§ 4 
und 11 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 
11, 13, 20 und 42 des Kommunalabgaben-
gesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat 
der Gemeinderat der Stadt Offenburg am 
17.12.2012 folgende Satzung beschlossen: 

 
 
 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

 
(1) Die Stadt Offenburg betreibt die Besei-

tigung des in ihrem Gebiet angefallenen 
Abwassers als Eigenbetrieb unter dem 
Namen „Eigenbetrieb Stadtentwässe-
rung Offenburg“ in jeweils selbständi-
gen öffentlichen Einrichtungen 

 
a) zur zentralen Abwasserbeseitigung und
 
b) zur dezentralen Abwasserbeseitigung. 
 

Die dezentrale Abwasserbeseitigung 
wird durch besondere Satzung der 
Stadt Offenburg über die Entsorgung 
von Kleinkläranlagen und geschlosse-
nen Gruben geregelt. 

 
(2) Voraussetzung für die Beseitigung ist, 

dass das Abwasser über eine Grund-
stücksentwässerungsanlage in die öf-
fentliche Abwasseranlage gelangt oder 
zu einer öffentlichen Abwasserbehand-
lungsanlage gebracht (angeliefert) 
wird. 

 
(3) Die Stadt Offenburg bedient sich zur 

Abwasserbeseitigung teilweise des 
Abwasserzweckverbandes „Raum Of-
fenburg“ (AZV). Näheres ist in § 4 der 
Verbandssatzung des AZV geregelt. 

 
 
(4) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, 

Erweiterung oder Änderung der öffentli-
chen Abwasseranlagen besteht nicht. 
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§ 2 
 

Begriffsbestimmungen 
 
(1) Abwasser ist Wasser, das durch häusli-

chen, gewerblichen, landwirtschaftli-
chen oder sonstigen Gebrauch verun-
reinigt oder sonst in seinen Eigenschaf-
ten verändert ist oder das von Nieder-
schlägen aus dem Bereich bebauter 
oder befestigter Grundstücke abfließt. 
Niederschlagswasser, das auf dem ei-
genen Grundstück der nach § 3 Abs. 1 
und 2 Verpflichteten versickert wird, ist 
kein Abwasser und fällt damit nicht in 
den Regelungsbereich dieser Satzung. 
 
 
 

(2) Öffentliche Abwasseranlagen haben 
den Zweck, das im Gemeindegebiet 
angefallene Abwasser zu sammeln, den 
Abwasserbehandlungsanlagen zuzulei-
ten und zu reinigen. Öffentliche Abwas-
seranlagen sind insbesondere die öf-
fentlichen Kanäle, Regenrückhaltebe-
cken, Regenüberlauf- und Regenklär-
becken, Abwasserpumpwerke, Kläran-
lagen und Versickerungs- und Rückhal-
teanlagen für Niederschlagswasser 
(u.a. Mulden- und Rigolensysteme, Si-
ckermulden/-teiche/-schächte), soweit 
sie nicht Teil der Grundstücksentwässe-
rungsanlage sind sowie offene und ge-
schlossene Gräben, soweit sie von der 
Stadt zur öffentlichen Abwasserbeseiti-
gung genutzt werden.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 2 
 

Begriffsbestimmungen 
 
(1) Abwasser ist das durch häuslichen, 

gewerblichen, landwirtschaftlichen oder 
sonstigen Gebrauch in seinen Eigen-
schaften veränderte Wasser und das 
bei Trockenwetter damit zusammen ab-
fließende Wasser (Schmutzwasser) 
sowie das von Niederschlägen aus dem 
Bereich von bebauten oder befestigten 
Flächen gesammelt abfließende Was-
ser (Niederschlagswasser). Als 
Schmutzwasser gelten auch die aus 
Anlagen zum Behandeln, Lagern und 
Ablagern von Abfällen austretenden 
und gesammelten Flüssigkeiten. 

 
(2) Die zentrale Abwasserbeseitigung 

umfasst alle Abwasseranlagen mit dem 
Zweck, das im Gemeindegebiet ange-
fallene Abwasser zu sammeln, den 
Abwasserbehandlungsanlagen zuzulei-
ten und zu reinigen. Zentrale öffentli-
che Abwasseranlagen sind insbeson-
dere die öffentlichen Kanäle, Anlagen 
zur Ableitung von Grund- und Draina-
gewasser, durch die die öffentlichen 
Abwasseranlagen entlastet werden, 
Regenrückhaltebecken, Regenüber-
lauf- und Regenklärbecken, Abwasser-
pumpwerke, Kläranlagen, Versicke-
rungs- und Rückhalteanlagen für Nie-
derschlagswasser (u.a. Mulden- und 
Rigolensysteme, Sickermulden/-teiche, 
Retentionsbodenfilter), soweit sie von 
der Stadt zur öffentlichen Abwasserbe-
seitigung benutzt werden und nicht Teil 
der Grundstücksentwässerungsanla-
gen sind, sowie offene und geschlos-
sene Gräben und für die Abwasserbe-
seitigung hergestellte künstliche Ge-
wässer, soweit sie von der Stadt zur öf-
fentlichen Abwasserbeseitigung be-
nutzt werden, auch wenn das eingelei-
tete Abwasser nur dem natürlichen 
Wasserkreislauf überlassen wird. 
Nicht zu den zentralen öffentlichen 
Abwasseranlagen gehört der Teil der 
Hausanschlussleitung, der im Bereich 
der öffentlichen Verkehrs- und Grünflä-
chen verläuft (Grundstücks-
anschluss). 
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(3) Zu den dezentralen öffentlichen Abwas-
seranlagen gehören alle Vorkehrungen 
und Einrichtungen für die Abfuhr und 
Behandlung von Abwasser aus ge-
schlossenen Gruben und Fäkalschlamm 
aus Kleinkläranlagen (Hauskläranlagen) 
außerhalb des zu entwässernden 
Grundstückes. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Grundstücksentwässerungsanlagen 

sind alle Einrichtungen zur Abwasser-
beseitigung, soweit sie nicht Bestandteil 
einer öffentlichen Abwasseranlage sind. 
Für den Bereich der zentralen Abwas-
serbeseitigung gehören hierzu insbe-
sondere Leitungen, die im Erdreich oder 
im Fundamentbereich verlegt sind und 
das Abwasser auf den Grundstücksan-
schluss zuführen (Grundleitungen), 
Prüfschächte sowie die auf privaten 
Grundstücken befindlichen Pumpanla-
gen bei einer Abwasserdruckentwässe-
rung. Für den Bereich der dezentralen 
Abwasserbeseitigung gehören hierzu 
insbesondere Kleinkläranlagen (Haus-
kläranlagen) und geschlossene Gruben 
einschließlich Zubehör, innerhalb des 
zu entwässernden Grundstückes. 

 
 
 

(3)    Die dezentrale Abwasserbeseitigung 
umfasst die Abfuhr und die Beseitigung 
des Schlamms aus Kleinkläranlagen 
sowie des Inhalts von geschlossenen 
Gruben einschließlich der Überwa-
chung des ordnungsgemäßen Betriebs 
dieser Anlagen durch die Stadt oder 
durch den von ihr nach § 45 b Abs. 1 
Satz 3 WG beauftragten Dritten. Zu 
den dezentralen öffentlichen Abwas-
seranlagen gehören alle Vorkehrungen 
und Einrichtungen für die Abfuhr und 
die Behandlung von Abwasser aus ge-
schlossenen Gruben und Fäkal-
schlamm aus Kleinkläranlagen (Haus-
kläranlagen) außerhalb des zu entwäs-
sernden Grundstücks. 

 
(4) Grundstücksentwässerungsanlagen 

sind alle Einrichtungen, die der Samm-
lung, Vorbehandlung, Prüfung und Ab-
leitung des Abwassers bis zur öffentli-
chen Abwasseranlage dienen. Dazu 
gehören insbesondere Leitungen, die 
im Erdreich oder im Fundamentbereich 
verlegt sind und das Abwasser dem 
Grundstücksanschluss zuführen 
(Grundleitungen),  Prüfschächte sowie 
Pumpanlagen bei einer Abwasser-
druckentwässerung und Versickerungs- 
und Rückhalteanlagen für Nieder-
schlagswasser, soweit sie sich auf pri-
vaten Grundstücksflächen befinden.  

 
Für den Bereich der dezentralen Ab-
wasserbeseitigung gehören hierzu ins-
besondere Kleinkläranlagen (Hausklär-
anlagen) und geschlossene Gruben, 
einschließlich Zubehör, innerhalb des 
zu entwässernden Grundstücks. 

 
(5)    Notüberläufe sind Entlastungsbau-

werke für außerplanmäßige Ableitun-
gen in den öffentlichen Kanal; sie sind 
so auszulegen, dass eine Einleitung 
nur in Ausnahmesituationen (z.B. 
Starkregen) erfolgt. Drosseleinrich-
tungen dienen der gleichmäßigen und 
reduzierten (gedrosselten) Ableitung 
von Abwasser in den öffentlichen Ka-
nal. 
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II. Anschluss und Benutzung 
 

§ 3 
 
Berechtigung und Verpflichtung zum An-

schluss und zur Benutzung 
 

(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf 
denen Abwasser anfällt, sind nach nä-
herer Bestimmung dieser Satzung be-
rechtigt und verpflichtet, ihre Grundstü-
cke an die öffentlichen Abwasseranla-
gen anzuschließen, diese zu benutzen 
und das gesamte auf den Grundstücken 
anfallende Abwasser der Stadt im 
Rahmen des § 45b Abs. 1 und  2 WG 
zu überlassen. 
Der Erbbauberechtigte oder sonst ding-
lich zur baulichen Nutzung des Grund-
stückes Berechtigte tritt an die Stelle 
des Eigentümers. 
 

(2) Die Benutzungs- und Überlassungs-
pflicht nach Abs. 1 trifft auch die sonst 
zur Nutzung eines Grundstückes oder 
einer Wohnung berechtigten Personen. 

 
(3) Bebaute Grundstücke sind anzuschlie-

ßen, sobald die für sie bestimmten öf-
fentlichen Abwasseranlagen betriebsfer-
tig hergestellt sind.  
Wird die öffentliche Abwasseranlage 
erst nach Errichtung einer baulichen An-
lage hergestellt, so ist das Grundstück 
innerhalb von 6 Monaten nach der be-
triebsfertigen Herstellung anzuschlie-
ßen. 

 
(4) Unbebaute Grundstücke sind anzu-

schließen, wenn der Anschluss im Inte-
resse der öffentlichen Gesundheitspfle-
ge, des Verkehrs oder aus anderen 
Gründen des öffentlichen Wohls gebo-
ten ist.  

 
§ 4  

 
Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss 

 
(1) Wenn der Anschluss eines Grundstü-

ckes an die nächste öffentliche Abwas-
seranlage technisch unzweckmäßig o-
der die Ableitung des Abwassers über 
diesen Anschluss für die öffentliche 
Abwasseranlage nachteilig wäre, kann 
die Stadt verlangen oder gestatten, 
dass das Grundstück an eine andere öf-
fentliche Abwasseranlage angeschlos-
sen wird. 

II. Anschluss und Benutzung 
 

§ 3 
 

Berechtigung und Verpflichtung zum An-
schluss und zur Benutzung 

 
(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf 

denen Abwasser anfällt, sind nach nä-
herer Bestimmung dieser Satzung be-
rechtigt und verpflichtet, ihre Grundstü-
cke an die öffentlichen Abwasseranla-
gen anzuschließen, diese zu benutzen 
und das gesamte auf den Grundstü-
cken anfallende Abwasser der Stadt im 
Rahmen des § 45b Abs. 1 und Abs. 2 
WG zu überlassen.  
Der Erbbauberechtigte oder sonst ding-
lich zur baulichen Nutzung des Grund-
stücks Berechtigte tritt an die Stelle des 
Eigentümers. 

 
(2) Die Benutzungs- und Überlassungs-

pflicht nach Abs. 1 trifft auch die sonst 
zur Nutzung eines Grundstücks oder 
einer Wohnung berechtigten Personen. 

 
(3) Bebaute Grundstücke sind anzuschlie-

ßen, sobald die für sie bestimmten öf-
fentlichen Abwasseranlagen betriebfer-
tig hergestellt sind.  
Wird die öffentliche Abwasseranlage 
erst nach Errichtung einer baulichen 
Anlage hergestellt, so ist das Grund-
stück innerhalb von sechs Monaten 
nach der betriebsfertigen Herstellung 
anzuschließen. 

 
(4) Unbebaute Grundstücke sind anzu-

schließen, wenn der Anschluss im Inte-
resse der öffentlichen Gesundheits-
pflege, des Verkehrs oder aus anderen 
Gründen des öffentlichen Wohls gebo-
ten ist. 

 
§ 4 

 
Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss 

 
(1) Wenn der Anschluss eines Grundstü-

ckes an die nächste öffentliche Abwas-
seranlage technisch unzweckmäßig 
oder die Ableitung des Abwassers über 
diesen Anschluss für die öffentliche 
Abwasseranlage nachteilig wäre, kann 
die Stadt verlangen oder gestatten, 
dass das Grundstück an eine andere 
öffentliche Abwasseranlage ange-
schlossen wird. 
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(2) Ist die für ein Grundstück bestimmte 

öffentliche Abwasseranlage noch nicht 
hergestellt, kann die Stadt den vorläufi-
gen Anschluss an eine andere öffentli-
che Abwasseranlage gestatten oder 
verlangen.  

 
 

§ 5 
 

Befreiungen 
 

Von der Verpflichtung zum Anschluss seines 
Grundstückes an die öffentliche Abwasser-
beseitigung und von der Pflicht zur Benut-
zung deren Einrichtungen ist aufgrund § 45b 
Abs. 4 Satz 3 WG der nach § 3 Abs. 1 und 2 
Verpflichtete auf Antrag insoweit und solan-
ge zu befreien, als ihm der Anschluss bzw. 
die Benutzung wegen seines die öffentlichen 
Belange überwiegenden privaten Interesses 
an der eigenen Beseitigung des Abwassers 
nicht zugemutet werden kann und die Be-
freiung wasserwirtschaftlich unbedenklich 
ist. 

 

§ 6 
 

Allgemeine Ausschlüsse 
 

(1) Von der öffentlichen Abwasserbeseiti-
gung sind sämtliche Stoffe ausge-
schlossen, die die Reinigungswirkung 
der Klärwerke, den Betrieb der 
Schlammbehandlungsanlagen, die 
Schlammbeseitigung oder die 
Schlammverwertung beeinträchtigen, 
die öffentlichen Abwasseranlagen an-
greifen, ihre Funktionsfähigkeit oder Un-
terhaltung behindern, erschweren oder 
gefährden können oder die den in öf-
fentlichen Abwasseranlagen arbeiten-
den Personen oder dem Vorfluter scha-
den können. Dies gilt auch für Flüssig-
keiten, Gase und Dämpfe. 

 
 

(2) Insbesondere sind ausgeschlossen: 
 

1. Stoffe - auch im zerkleinerten Zu-
stand -, die zu Ablagerungen oder 
Verstopfungen in den öffentlichen 
Abwasseranlagen führen können 
(z.B. Kehricht, Schutt, Asche, Zell-
stoffe, Mist, Schlamm, Sand, Glas, 
Kunststoffe, Textilien, Küchenabfäl-
le, Schlachtabfälle, Haut- und Le-

 
(2) Ist die für ein Grundstück bestimmte 

öffentliche Abwasseranlage noch nicht 
hergestellt, kann die Stadt den vorläu-
figen Anschluss an eine andere öffent-
liche Abwasseranlage gestatten oder 
verlangen. 

 
 

§ 5 
 

Befreiungen 
 
Von der Verpflichtung zum Anschluss seines 
Grundstücks an die öffentliche Abwasserbe-
seitigung und von der Pflicht zur Benutzung 
deren Einrichtungen ist aufgrund § 45 b Abs. 
4 Satz 3 WG der nach § 3 Abs. 1 und 2 Ver-
pflichtete auf Antrag insoweit und solange 
zu befreien, als ihm der Anschluss bzw. die 
Benutzung wegen seines die öffentlichen 
Belange überwiegenden privaten Interesses 
an der eigenen Beseitigung des Abwassers 
nicht zugemutet werden kann und die Be-
freiung wasserwirtschaftlich unbedenklich 
ist. 
 
 

§ 6 
 

Allgemeine Ausschlüsse 
 

(1) Von der öffentlichen Abwasserbeseiti-
gung sind sämtliche Stoffe ausge-
schlossen, die die Reinigungswirkung 
der Klärwerke, den Betrieb der 
Schlammbehandlungsanlagen, die 
Schlammbeseitigung oder die 
Schlammverwertung beeinträchtigen, 
die öffentlichen Abwasseranlagen an-
greifen, ihre Funktionsfähigkeit oder 
Unterhaltung behindern, erschweren 
oder gefährden können, oder die den in 
öffentlichen Abwasseranlagen arbei-
tenden Personen oder dem Vorfluter 
schaden können. Dies gilt auch für 
Flüssigkeiten, Gase und Dämpfe. 

 
 
(2) Insbesondere sind ausgeschlossen: 
 

1. Stoffe − auch im zerkleinerten Zu-
stand −, die zu Ablagerungen oder 
Verstopfungen in den öffentlichen 
Abwasseranlagen führen können 
(z.B. Kehricht, Schutt, Asche, Zell-
stoffe, Mist, Schlamm, Sand, Glas, 
Kunststoffe, Textilien, Küchenab-
fälle, Schlachtabfälle, Haut- und 
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derabfälle, Tierkörper, Pansenin-
halt, Schlempe, Trub, Trester und 
hefehaltige Rückstände); 

 
2. feuergefährliche, explosive, giftige, 

fett- und ölhaltige Stoffe (z.B. Ben-
zin, Heizöl, Karbid, Phenole, Öle 
und Fette, Öl-/ Wasseremulsionen, 
Säuren, Laugen, Salze, Reste von 
Pflanzenschutzmitteln oder ver-
gleichbaren Chemikalien, Blut, mit 
Krankheitskeimen behaftete oder 
radioaktive Stoffe); 

 
 

 
3. Jauche, Gülle, Abgänge aus Tier-

haltungen, Silosickersaft und Mol-
ke; 

 
4. faulendes und sonst übelriechen-

des Abwasser (z.B. milchsaure 
Konzentrate, Krautwasser); 

 
5. Abwasser, das schädliche oder be-

lästigende Gase oder Dämpfe ver-
breiten kann; 

 
6. Abwasser, das einem wasserrecht-

lichen Bescheid nicht entspricht. 
 

7. Abwasser, dessen Beschaffenheit 
oder Inhaltsstoffe über den Richt-
werten des Anhangs A. 1 des 
Merkblatts DWA-M 115-2 vom Juli 
2005 (Herausgeber/Vertrieb: Deut-
sche Vereinigung für Wasserwirt-
schaft, Abwasser und Abfall e.V. – 
DWA) liegen. 

 
 
(3) Die Stadt kann im Einzelfall im Einver-

nehmen mit dem AZV über die nach 
Absatz 2 einzuhaltenden Anforderungen 
hinausgehende Anforderungen stellen, 
wenn dies für den Betrieb der öffentli-
chen Abwasseranlagen erforderlich ist. 

 
(4) Die Stadt kann im Einzelfall im Einver-

nehmen mit dem AZV Ausnahmen von 
den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
zulassen, wenn öffentliche Belange 
nicht entgegenstehen, die Versagung 
der Ausnahme im Einzelfall eine unbilli-
ge Härte bedeuten würde und der An-
tragsteller evtl. entstehende Mehrkosten 
übernimmt. 

 

Lederabfälle, Tierkörper, Pansen-
inhalt, Schlempe, Trub, Trester 
und hefehaltige Rückstände); 

 
2. feuergefährliche, explosive, giftige, 

fett- oder ölhaltige Stoffe (z.B. 
Benzin, Heizöl, Karbid, Phenole, 
Öle und Fette, Öl-/ Wasseremulsi-
onen, Säuren, Laugen, Salze, 
Reste von Pflanzenschutzmitteln 
oder vergleichbaren Chemikalien, 
Blut aus Schlachtungen, mit 
Krankheitskeimen behaftete oder 
radioaktive Stoffe) sowie Arznei-
mittel; 

 
3. Jauche, Gülle, Abgänge aus Tier-

haltungen, Silosickersaft und Mol-
ke; 

 
4. faulendes und sonst übelriechen-

des Abwasser (z.B. milchsaure 
Konzentrate, Krautwasser); 

 
5. Abwasser, das schädliche oder be-

lästigende Gase oder Dämpfe ver-
breiten kann; 

 
6. Abwasser, das einem wasserrecht-

lichen Bescheid nicht entspricht; 
 
7. Abwasser, dessen Beschaffenheit 

oder Inhaltsstoffe über den Richt-
werten des Anhangs A. 1 des 
Merkblatts DWA-M 115-2 vom Juli 
2005 (Herausgeber/Vertrieb: Deut-
sche Vereinigung für Wasserwirt-
schaft, Abwasser und Abfall e. V. − 
DWA −, Theodor-Heuss-Allee 17, 
53773 Hennef) liegen. 

 
(3) Die Stadt kann im Einzelfall im Einver-

nehmen mit dem AZV über die nach 
Abs. 2 einzuhaltenden Anforderungen 
hinausgehende Anforderungen stellen, 
wenn dies für den Betrieb der öffentli-
chen Abwasseranlagen erforderlich ist. 

 
(4) Die Stadt kann im Einzelfall im Einver-

nehmen mit dem AZV Ausnahmen von 
den Bestimmungen der Absätze 1 und 
2 zulassen, wenn öffentliche Belange 
nicht entgegenstehen, die Versagung 
der Ausnahme im Einzelfall eine unbilli-
ge Härte bedeuten würde und der An-
tragsteller eventuell entstehende Mehr-
kosten übernimmt. 
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§ 7 
 

Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkosten-
vereinbarung 

 
(1) Die Stadt kann im Einzelfall Abwasser 

von der öffentlichen Abwasserbeseiti-
gung ausschließen, 

 
 

a) dessen Sammlung, Fortleitung oder 
Behandlung im Hinblick auf den An-
fallort oder wegen der Art oder 
Menge des Abwassers unverhält-
nismäßig hohen Aufwand verursa-
chen würde; 

b) das nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Abwassertechnik 
nicht mit häuslichen Abwässern ge-
sammelt, fortgeleitet oder behan-
delt werden kann. 

 
(2) Die Stadt kann im Falle des Absatzes 1 

den Anschluss und die Benutzung ges-
tatten, wenn der Grundstückseigentü-
mer die für den Bau und Betrieb der öf-
fentlichen Abwasseranlagen entstehen-
den Mehrkosten übernimmt und auf 
Verlangen angemessene Sicherheit 
leistet. 

 
(3) Schließt die Stadt in Einzelfällen Ab-

wasser von der Beseitigung aus, bedarf 
dies der Zustimmung der Wasserbehör-
de (§ 45b Abs. 4 Satz 2 WG). 

 
 

§ 8 
 

Einleitungsbeschränkungen 
 

(1) Die Stadt kann im Einzelfall die Einlei-
tung von Abwasser von einer Vorbe-
handlung oder Speicherung abhängig 
machen, wenn seine Beschaffenheit  
oder Menge dies insbesondere im Hin-
blick auf den Betrieb der öffentlichen 
Abwasseranlagen oder auf sonstige öf-
fentliche Belange erfordert. 

 
 
(2) Fäkalienhaltiges Abwasser darf in öf-

fentlichen Abwasseranlagen, die nicht 
an eine öffentliche Kläranlage ange-
schlossen sind, nur nach ausreichender 
Vorbehandlung eingeleitet werden. 

 
(3) Die Einleitung von Abwasser, das der 

Beseitigungspflicht nicht unterliegt und 

§ 7 
 

Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkosten-
vereinbarung 

 
(1)    Die Stadt kann im Einzelfall im Einver-

nehmen mit dem AZV Abwasser von 
der öffentlichen Abwasserbeseitigung 
ausschließen, 

 
a) dessen Sammlung, Fortleitung o-

der Behandlung im Hinblick auf 
den Anfallort oder wegen der Art 
oder Menge des Abwassers un-
verhältnismäßig hohen Aufwand 
verursachen würde; 

b) das nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Abwassertechnik 
nicht mit häuslichen Abwässern 
gesammelt, fortgeleitet oder be-
handelt werden kann. 

 
(2) Die Stadt kann im Falle des Abs. 1 im 

Einvernehmen mit dem AZV den An-
schluss und die Benutzung gestatten, 
wenn der Grundstückseigentümer die 
für den Bau und Betrieb der öffentli-
chen Abwasseranlagen entstehenden 
Mehrkosten übernimmt und auf Ver-
langen angemessene Sicherheit leistet. 

 
(3) Schließt die Stadt in Einzelfällen Ab-

wasser von der Beseitigung aus, be-
darf dies der Zustimmung der Wasser-
behörde (§ 45 b Abs. 4 Satz 2 WG). 

 
 

§ 8 
 

Einleitungsbeschränkungen 
 
(1) Die Stadt kann im Einzelfall im Einver-

nehmen mit dem AZV die Einleitung 
von Abwasser von einer Vorbehand-
lung oder Speicherung abhängig ma-
chen, wenn seine Beschaffenheit oder 
Menge dies insbesondere im Hinblick 
auf den Betrieb der öffentlichen Ab-
wasseranlagen oder auf sonstige öf-
fentliche Belange erfordert. 

 
(2) Fäkalienhaltiges Abwasser darf in öf-

fentliche Abwasseranlagen, die nicht 
an eine öffentliche Kläranlage ange-
schlossen sind, nur nach ausreichen-
der Vorbehandlung eingeleitet werden. 

 
(3) Die Einleitung von Abwasser, das der 

Beseitigungspflicht nicht unterliegt, und 
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von sonstigem Wasser (z.B. Grundwas-
ser, Drainagewasser), bedarf der 
schriftlichen Genehmigung des AZV. 
Die Genehmigung wird nur widerruflich 
oder befristet ausgesprochen. 

 
(4) Werden Gebiete im Trennverfahren 

entwässert, so ist das Schmutzwasser 
getrennt von dem Niederschlagswasser 
und dem nicht reinigungsbedürftigen 
Abwasser in die jeweils dafür bestimm-
ten öffentlichen Abwasseranlagen ein-
zuleiten. 

von sonstigem Wasser (z.B. Grund-
wasser, Drainagewasser) bedarf der 
schriftlichen Genehmigung der Stadt. 
Die Genehmigung wird nur widerruflich 
oder befristet ausgesprochen. 
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§ 9  
 

Eigenkontrolle 
 

(1) Die Stadt kann verlangen, dass auf 
Kosten des Verpflichteten (nach § 3 Ab-
sätze 1 und 2) Vorrichtungen zur Mes-
sung und Registrierung der Abflüsse 
und der Beschaffenheit der Abwässer 
sowie zur Bestimmung der Schadstoff-
fracht in die Grundstücksentwässe-
rungsanlage eingebaut oder an sonst 
geeigneter Stelle auf dem Grundstück 
angebracht, betrieben und in ordnungs-
gemäßem Zustand gehalten werden. 

 
 
(2) Die Stadt kann auch verlangen, dass 

eine Person bestimmt wird, die für die 
Bedienung der Anlage und für die Füh-
rung des Betriebstagebuches verant-
wortlich ist. Das Betriebstagebuch ist 
mindestens drei Jahre lang vom Datum  
der letzten Eintragung oder des letzten 
Beleges an gerechnet aufzubewahren 
und der Stadt auf Verlangen vorzule-
gen. 

 
 

§ 10 
 

Abwasseruntersuchungen 
 

(1) Die Stadt kann beim Verpflichteten Ab-
wasseruntersuchungen vornehmen. Sie 
bestimmt, in welchen Abständen die 
Proben zu entnehmen sind, durch wen 
sie zu entnehmen sind und wer sie un-
tersucht. Für das Zutrittsrecht gilt  § 19 
Abs. 2 entsprechend. 

 
 
(2) Die Kosten einer Abwasseruntersu-

chung trägt der Verpflichtete, wenn 
 

1. die Ermittlungen ergeben, dass 
Vorschriften oder auferlegte Ver-
pflichtungen nicht erfüllt worden 
sind oder 

 
2. wegen der besonderen Verhältnis-

se eine ständige Überwachung ge-
boten ist. 

 
(3) Wenn bei einer Untersuchung des Ab-

wassers Mängel festgestellt werden, hat 
der Verpflichtete diese unverzüglich zu 
beseitigen. 

 

§ 9 
 

Eigenkontrolle 
 
(1) Die Stadt kann verlangen, dass auf 

Kosten des Verpflichteten (nach § 3 
Absätze 1 und 2) Vorrichtungen zur 
Messung und Registrierung der Abflüs-
se und der Beschaffenheit der Abwäs-
ser sowie zur Bestimmung der Schad-
stofffracht in die Grundstücksentwässe-
rungsanlage eingebaut oder an sonst 
geeigneter Stelle auf dem Grundstück 
angebracht, betrieben und in ord-
nungsgemäßem Zustand gehalten 
werden. 

 
(2) Die Stadt kann auch verlangen, dass 

eine Person bestimmt wird, die für die 
Bedienung der Anlage und für die Füh-
rung des Betriebstagebuchs verant-
wortlich ist. Das Betriebstagebuch ist 
mindestens drei Jahre lang, vom Da-
tum der letzten Eintragung oder des 
letzten Beleges an gerechnet, aufzu-
bewahren und dem AZV auf Verlangen 
vorzulegen. 

 
 

§ 10 
 

Abwasseruntersuchungen 
 
(1) Die Stadt kann beim Verpflichteten 

Abwasseruntersuchungen vornehmen. 
Sie bestimmt, in welchen Abständen 
die Proben zu entnehmen sind, durch 
wen sie zu entnehmen sind und wer sie 
untersucht. Für das Zutrittsrecht gilt § 
19 Abs. 3 entsprechend. 

 
 
(2) Wenn bei einer Untersuchung des Ab-

wassers Mängel festgestellt werden, 
hat der Verpflichtete diese unverzüglich 
zu beseitigen. 
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§ 11 
 

Grundstücksbenutzung 
 
Die Grundstückseigentümer können bei Vor-
liegen der Voraussetzungen der §§ 88 ff WG 
verpflichtet werden, für Zwecke der öffentli-
chen Abwasserbeseitigung das Verlegen 
von Kanälen einschließlich Zubehör zur Ab- 
und Fortleitung von Abwasser über ihre 
Grundstücke gegen Entschädigung zu dul-
den. Die Grundstückseigentümer haben ins-
besondere den Anschluss anderer Grund-
stücke an die Anschlussleitung zu ihren 
Grundstücken zu dulden. 
 
 
 
III. Grundstücksanschlüsse,  

Grundstücksentwässerungsanlagen 
 

§ 12 
 

Grundstücksanschlüsse 
 

(1) Grundstücksanschlüsse (§ 2 Abs. 4) 
sind Bestandteil der privaten Grund-
stücksentwässerungsanlagen.  

 
 
 
(2) Art, Zahl und Lage der Grundstücksan-

schlüsse sowie deren Änderung werden 
nach Anhörung des Grundstückseigen-
tümers und unter Wahrung seiner be-
rechtigten Interessen von der Stadt be-
stimmt.  

 
(3) Jedes Grundstück erhält einen Grund-

stücksanschluss;  
 
 

werden Grundstücke im Trennverfahren 
entwässert, gelten die beiden Anschlüs-
se als ein Grundstücksanschluss. Die 
Stadt kann mehr als einen Grund-
stücksanschluss verlangen, soweit sie 
es für technisch notwendig hält. In be-
sonders begründeten Fällen (z.B. 
Sammelgaragen, Reihenhäuser) kann 
die Gemeinde den Anschluss mehrerer 
Grundstücke über einen gemeinsamen 
Grundstücksanschluss vorschreiben 
oder auf Antrag zulassen. 

 
(4) Private Grundstücksanschlüsse sind 

vom Grundstückseigentümer auf eigene 
Kosten zu erstellen, zu unterhalten, zu 
ändern, zu erneuern und zu beseitigen. 

§ 11 
 

Grundstücksbenutzung 
 
Die Grundstückseigentümer können bei Vor-
liegen der Voraussetzungen des § 93 Was-
serhaushaltsgesetz (WHG) durch die Stadt 
verpflichtet werden, für Zwecke der öffentli-
chen Abwasserbeseitigung das Verlegen 
von Kanälen einschließlich Zubehör zur Ab- 
und Fortleitung von Abwasser über ihre 
Grundstücke zu dulden.  
Die Grundstückseigentümer haben insbe-
sondere den Anschluss anderer Grundstü-
cke an die Anschlussleitung zu ihren 
Grundstücken zu dulden. 
 
 
III. Grundstücksanschlüsse,  

Grundstücksentwässerungsanlagen 
 

§ 12 
 

Grundstücksanschlüsse 
 
(1)   Grundstücksanschlüsse (§ 2 Abs. 2) 

werden ausschließlich vom Grund-
stückseigentümer hergestellt, unterhal-
ten, erneuert, geändert, abgetrennt und 
beseitigt. 

 
(2) Art, Zahl und Lage der Grundstücksan-

schlüsse sowie deren Änderung wer-
den nach Anhörung des Grundstücks-
eigentümers und unter Wahrung seiner 
berechtigten Interessen vom AZV be-
stimmt. 

 
(3) Jedes Grundstück, das erstmalig an 

die öffentlichen Abwasseranlagen an-
geschlossen wird, erhält einen Grund-
stücksanschluss;  
werden Grundstücke im Trennverfah-
ren entwässert, gelten beide Anschlüs-
se als ein Grundstücksanschluss. Der 
AZV kann mehr als einen Grund-
stücksanschluss verlangen, soweit sie 
es für technisch notwendig hält. In be-
sonders begründeten Fällen (zum Bei-
spiel Sammelgaragen, Reihenhäuser) 
kann der AZV den Anschluss mehrerer 
Grundstücke über einen gemeinsamen 
Grundstücksanschluss vorschreiben 
oder auf Antrag zulassen. 

 
(4) Die Stadt kann auf Antrag des Grund-

stückseigentümers weitere Grund-
stücksanschlüsse sowie vorläufige o-
der vorübergehende Anschlüsse zulas-



Gegenüberstellung Abwassersatzung – (AbwS)  Seite 11 von 48 

 
 
 
 
 

 
 

§ 13 
 

Genehmigungen 
 

(1) Der schriftlichen Genehmigung des AZV 
bedürfen 

 
a) die Herstellung der Grundstücks-

entwässerungsanlagen, deren An-
schluss sowie deren Änderung; 

 
 
 

b) die Benutzung der öffentlichen Ab-
wasseranlagen sowie die Änderung 
der Benutzung. 

 
Bei vorübergehenden oder vorläufigen An-
schlüssen wird die Genehmigung widerruf-
lich oder befristet ausgesprochen. 
 
 
(2) Einem unmittelbaren Anschluss steht 

der mittelbare Anschluss (z. B. über be-
stehende Grundstücksentwässerungs-
anlagen) gleich. 

 
(3) Aus dem Antrag müssen auch Art, Zu-

sammensetzung und Menge der anfal-
lenden Abwässer, die vorgesehene Be-
handlung der Abwässer und die Be-
messung der Anlagen ersichtlich sein. 
Außerdem sind dem Antrag folgende 
Unterlagen dreifach beizufügen: 
 
- Lageplan im Maßstab 1:500 mit 

Einzeichnung sämtlicher auf dem 
Grundstück bestehender Gebäude, 
der Straße, der Schmutz- und Re-
genwasseranschlussleitungen, der 
vor dem Grundstück liegenden öf-
fentlichen Kanäle und der etwa vor-
handenen weiteren Entwässe-
rungsanlagen, Brunnen, Gruben, 
usw.; 

 
 
 
 
 
 
 

sen. Als weitere Grundstücksanschlüs-
se gelten auch Anschlüsse für Grund-
stücke, die nach Entstehen der Bei-
tragspflicht (§ 32) neu gebildet werden. 

 
 
 

§ 13 
 

Genehmigungen 
 
(1) Der schriftlichen Genehmigung des 

AZV bedürfen 
 

a) die Herstellung, Änderung, Erneu-
erung, Instandhaltung, Beseitigung 
sowie der Anschluss der Grund-
stücksanschlüsse und der Grund-
stücksentwässerungsanlagen; 

 
b) die Benutzung der öffentlichen 

Abwasseranlagen sowie die Ände-
rung der Benutzung. 

 
Bei vorübergehenden oder vorläufigen 
Anschlüssen wird die Genehmigung 
widerruflich oder befristet ausgespro-
chen. 

 
(2) Einem unmittelbaren Anschluss steht 

der mittelbare Anschluss (z. B. über 
bestehende Grundstücksentwässe-
rungsanlagen) gleich. 

 
(3)   Aus dem Antrag müssen auch Art, Zu-

sammensetzung und Menge der anfal-
lenden Abwässer, die vorgesehene 
Behandlung der Abwässer und die 
Bemessung der Anlagen ersichtlich 
sein. Außerdem sind dem Antrag fol-
gende Unterlagen beizufügen: 

 
− Lageplan im Maßstab 1:500 mit Ein-

zeichnung sämtlicher auf dem 
Grundstück bestehender Gebäude, 
der Straße, der Schmutz- und Re-
genwasseranschlussleitungen, der 
vor dem Grundstück liegenden Stra-
ßenkanäle und der etwa vorhande-
nen weiteren Entwässerungsanla-
gen, Brunnen, Gruben, usw.; 
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- Grundrisse des Untergeschosses 
(Kellergeschosses) der einzelnen an-
zuschließenden Gebäude im Maß-
stab 1:100, mit Einzeichnung der an-
zuschließenden Entwässerungsteile, 
der Dachableitung und aller Entwäs-
serungsleitungen unter Angabe des 
Materials, der lichten Weite und der 
Absperrschieber oder Rückstauver-
schlüsse; 

 
- Systemschnitte der zu entwässern-

den Gebäudeteile im Maßstab 1:100 
in der Richtung der Hauptleitungen 
(mit Angabe der Hauptleitungen und 
der Fallrohre, der Dimensionen und 
der Gefälleverhältnisse, der Höhen-
lage, der Entwässerungsanlage und 
des öffentlichen Kanals, bezogen auf 
Normalnull). 

 
Die zur Anfertigung der Pläne erforderli-
chen Angaben (Höhenlage der öffentli-
chen Kanäle, Lage der Anschlussstelle) 
sind beim AZV einzuholen. Dort sind 
auch die Formulare des AZV für die 
Entwässerungsanträge erhältlich. 
 
 

(4) Für die Bearbeitung der Entwässe-
rungsanträge erhebt der AZV eine Ge-
bühr entsprechend der Abwassersat-
zung des AZV in der jeweils gültigen 
Fassung. 

 

− Grundrisse des Untergeschosses 
(Kellergeschosses) der einzelnen 
anzuschließenden Gebäude im 
Maßstab 1:100, mit Einzeichnung der 
anzuschließenden Entwässerungs-
teile, der Dachableitung und aller 
Entwässerungsleitungen unter An-
gabe des Materials, der lichten Weite 
und der Absperrschieber oder Rück-
stauverschlüsse; 

 
− Systemschnitte der zu entwässern-

den Gebäudeteile im Maßstab 1:100 
in der Richtung der Hauptleitungen 
(mit Angabe der Hauptleitungen und 
der Fallrohre, der Dimensionen und 
der Gefälleverhältnisse, der Höhen-
lage, der Entwässerungsanlage und 
des Straßenkanals, bezogen auf 
Normalnull). 

 
Die zur Anfertigung der Pläne erforder-
lichen Angaben (Höhenlage der öffent-
lichen Kanäle, Lage der Anschlussstel-
le)  sind beim AZV einzuholen. Dort 
sind auch die Formulare des AZV für 
die Entwässerungsanträge erhältlich. 

 
 
(4) Für die Bearbeitung der Entwässe-

rungsanträge erhebt der AZV eine Ver-
waltungsgebühr. Das nähere ist in der 
Abwassersatzung des AZV in der je-
weils gültigen Fassung geregelt. 
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§ 14 
 

Regeln der Technik 
 

Grundstücksentwässerungsanlagen sind 
nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik herzustellen und zu betreiben. All-
gemein anerkannte Regeln der Technik sind 
insbesondere die technischen Bestimmun-
gen für den Bau, den Betrieb und die Unter-
haltung von Abwasseranlagen und die Ein-
leitungsstandards, die die oberste Wasser-
behörde durch öffentliche Bekanntmachung 
einführt.  
 
 
 
 
 
 

§ 15 
 
Herstellung, Änderung und Unterhaltung 

der  
Grundstücksentwässerungsanlagen 

 
(1) Die Grundstücksentwässerungsanlagen 

sind vom Grundstückseigentümer auf 
seine Kosten herzustellen, zu unterhal-
ten, zu ändern, zu erneuern und nach 
Bedarf gründlich zu reinigen. 

 
(2) Grundleitungen sind in der Regel mit 

mindestens 150 mm Nennweite auszu-
führen. Der letzte Schacht mit Reini-
gungsrohr (Prüfschacht) ist so nahe wie 
technisch möglich an die öffentliche 
Abwasseranlage zu setzen; er muss 
stets zugänglich und bis auf Rückstau-
ebene (§ 18) wasserdicht ausgeführt 
sein. 

 
(3) Wird eine Grundstücksentwässerungs-

anlage -auch vorübergehend- außer Be-
trieb gesetzt, so kann die Stadt den 
Grundstücksanschluss verschließen 
oder beseitigen. Die Kosten trägt der 
Grundstückseigentümer. Die Stadt kann 
die in Satz 1 genannten Maßnahmen 
auf den Grundstückseigentümer über-
tragen. 

 
 
 
 
 
 
 
 

§ 14 
 

Regeln der Technik 
 
Grundstücksanschlüsse und Grundstücks-
entwässerungsanlagen sind nach den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik 
herzustellen, zu unterhalten und zu betrei-
ben. Allgemein anerkannte Regeln der 
Technik sind insbesondere die technischen 
Bestimmungen für den Bau, den Betrieb und 
die Unterhaltung von Abwasseranlagen und 
die Einleitungsstandards, die die oberste 
Wasserbehörde durch öffentliche Bekannt-
machung einführt. Von den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik kann abgewi-
chen werden, wenn den Anforderungen auf 
andere Weise ebenso wirksam entsprochen 
wird. 
 

§ 15 
 

Herstellung, Änderung und Unterhaltung 
der  

Grundstücksentwässerungsanlagen 
 
(1) Die Grundstücksentwässerungsanla-

gen sind vom Grundstückseigentümer 
auf seine Kosten herzustellen, zu un-
terhalten, zu ändern, zu erneuern und 
nach Bedarf gründlich zu reinigen. 

 
(2) Grundleitungen sind in der Regel mit 

mindestens 150 mm Nennweite auszu-
führen. Der letzte Schacht mit Reini-
gungsrohr (Prüfschacht) ist so nahe 
wie technisch möglich an die Grund-
stücksgrenze zu setzen; er muss stets 
zugänglich und bis auf Rückstauebene 
(§ 18) wasserdicht ausgeführt sein. 
 

 
(3)    Wird eine Grundstücksentwässerungs-

anlage − auch vorübergehend − außer 
Betrieb gesetzt, so hat der Grund-
stückseigentümer den Grundstücksan-
schluss auf seine Kosten zu verschlie-
ßen oder zu beseitigen. Die Stadt ist 
berechtigt, diese Arbeiten auch selbst 
durchzuführen. Die Kosten trägt der 
Grundstückseigentümer. Der Erstat-
tungsanspruch entsteht mit dem Ver-
schluss oder der Beseitigung des 
Grundstücksanschlusses, im Übrigen 
mit der Beendigung der Maßnahme. 
Der Erstattungsanspruch wird binnen 
eines Monats nach Bekanntgabe des 
Abgabenbescheides fällig.  
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§ 16 

 
Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, Zer-

kleinerungsgeräte 
 

(1) Auf Grundstücken, auf denen Fette, 
Leichtflüssigkeiten wie Benzin und Ben-
zol sowie Öle oder Ölrückstände in das 
Abwasser gelangen können, sind Vor-
richtungen zur Abscheidung dieser Stof-
fe aus dem Abwasser (Abscheider mit 
dazugehörenden Schlammfängen) ein-
zubauen, zu betreiben, zu unterhalten 
und zu erneuern. Die Abscheider mit 
den dazugehörenden Schlammfängen 
sind vom Grundstückseigentümer in re-
gelmäßigen Zeitabständen, darüber 
hinaus bei besonderem Bedarf zu lee-
ren und zu reinigen. Bei schuldhafter 
Säumnis ist er der Stadt gegenüber 
schadensersatzpflichtig. Für die Besei-
tigung/Verwertung der anfallenden Stof-
fe gelten die Vorschriften über die Ab-
fallentsorgung. 

 
(2) Die Stadt kann vom Grundstückseigen-

tümer im Einzelfall den Einbau und den 
Betrieb einer Abwasserhebeanlage ver-
langen, wenn dies für die Ableitung des 
Abwassers notwendig ist; dasselbe gilt 
für Pumpanlagen auf Grundstücken, die 
an Abwasserdruckleitungen ange-
schlossen werden. § 14 bleibt unbe-
rührt. 

 
(3) Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, 

Müll, Papier und dergleichen sowie 
Handtuchspender mit Spülvorrichtung 
dürfen nicht an Grundstücksentwässe-
rungsanlagen angeschlossen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 16 

 
Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, Zer-

kleinerungsgeräte 
 
(1) Auf Grundstücken, auf denen Fette, 

Leichtflüssigkeiten wie Benzin und 
Benzol sowie Öle oder Ölrückstände in 
das Abwasser gelangen können, sind 
Vorrichtungen zur Abscheidung dieser 
Stoffe aus dem Abwasser (Abscheider 
mit dazugehörenden Schlammfängen) 
einzubauen, zu betreiben, zu unterhal-
ten und zu erneuern. Die Abscheider 
mit den dazugehörenden Schlammfän-
gen sind vom Grundstückseigentümer 
in regelmäßigen Zeitabständen, dar-
über hinaus bei besonderem Bedarf zu 
leeren und zu reinigen. Bei schuldhafter 
Säumnis ist er dem AZV gegenüber 
schadensersatzpflichtig. Für die Besei-
tigung/Verwertung der anfallenden Stof-
fe gelten die Vorschriften über die Ab-
fallentsorgung. 

 
(2)  Der AZV kann vom Grundstückseigen-

tümer im Einzelfall den Einbau und den 
Betrieb einer Abwasserhebeanlage 
verlangen, wenn dies für die Ableitung 
des Abwassers notwendig ist; dasselbe 
gilt für Pumpanlagen auf Grundstü-
cken, die an Abwasserdruckleitungen 
angeschlossen werden. § 14 bleibt un-
berührt. 

 
(3)  Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfäl-

le, Müll, Papier und dergleichen sowie 
Handtuchspender mit Spülvorrichtung 
dürfen nicht an Grundstücksentwässe-
rungsanlagen angeschlossen werden. 
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§ 17 
 

Toiletten,  
Kleinkläranlagen 

 
(1) Auf Grundstücken, die an die öffentliche 

Abwasserbeseitigung angeschlossen 
sind, sind in Gebäuden mit Aufenthalts-
räumen nur Toiletten mit Wasserspü-
lung zulässig. 

 
(2) Kleinkläranlagen, geschlossene Gruben 

und Sickeranlagen sind unverzüglich 
außer Betrieb zu setzen, sobald das 
Grundstück über eine öffentliche Klär-
anlage angeschlossen ist. Die Kosten 
für die Stilllegung trägt der Grund-
stückseigentümer. 

§ 17 
 

Außerbetriebsetzung von  
Kleinkläranlagen 

 
 
 
 
 
 
 
Kleinkläranlagen, geschlossene Gruben und 
Sickeranlagen sind unverzüglich außer Be-
trieb zu setzen, sobald das Grundstück über 
eine Abwasserleitung an eine öffentliche 
Kläranlage angeschlossen ist. Die Kosten 
für die Stilllegung trägt der Grundstücksei-
gentümer selbst. 

 
 

§ 18 
 

Sicherung gegen Rückstau 
 
Abwasseraufnahmeeinrichtungen der 
Grundstücksentwässerungsanlagen, insbe-
sondere Toiletten mit Wasserspülung, Bo-
denabläufe, Ausgüsse, Spülen, Waschbe-
cken, die an der Anschlussstelle der Grund-
stücksentwässerung (Rückstauebene) tiefer 
als die Straßenoberfläche liegen, müssen 
vom Grundstückseigentümer auf seine Kos-
ten gegen Rückstau gesichert werden. Im 
Übrigen hat der Grundstückseigentümer für 
rückstaufreien Abfluss des Abwassers zu 
sorgen. 
 
 

§ 19 
 
Abnahme und Prüfung der Grundstücks-

entwässerungsanlagen,  
Zutrittsrecht, Indirekteinleiterkataster 

 
 

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage 
gilt als abgenommen, wenn dem AZV 
die vorschriftsmäßige Erstellung der 
Grundstücksentwässerungsanlage (An-
lage 1 des Entwässerungsbescheides) 
bestätigt wurde. Insbesondere ist mit 
dem Videoprint/Foto einer TV-Unter-
suchung die einwandfreie Herstellung 
des Anschlusses an den öffentlichen 
Kanal nachzuweisen.  
Vorher darf die Grundstücksentwässe-
rungsanlage nicht in Betrieb genommen 
werden. Die Abnahme der Grund-
stücksentwässerungsanlage befreit den 

 
 

§ 18 
 

Sicherung gegen Rückstau 
 
Abwasseraufnahmeeinrichtungen der 
Grundstücksentwässerungsanlagen, insbe-
sondere Toiletten mit Wasserspülung, Bo-
denabläufe, Ausgüsse, Spülen, Waschbe-
cken, die tiefer als die Straßenoberfläche an 
der Anschlussstelle der Grundstücksent-
wässerung (Rückstauebene) liegen, müssen 
vom Grundstückseigentümer auf seine Kos-
ten gegen Rückstau gesichert werden. Im 
Übrigen hat der Grundstückseigentümer für 
rückstaufreien Abfluss des Abwassers zu 
sorgen. 
 
 

§ 19 
 

Abnahme und Prüfung des Grundstücks-
anschlusses und der Grundstücksent-

wässerungsanlagen, Zutrittsrecht, 
Indirekteinleiterkataster 

 
(1) Vor der Abnahme durch den AZV dür-

fen der Grundstücksanschluss und die 
Grundstücksentwässerungsanlage 
nicht in Betrieb genommen werden. Die 
Abnahme des Grundstücksanschlus-
ses und der Grundstücksentwässe-
rungsanlage befreit den Bauherrn, den 
Planverfasser, den Bauleiter und den 
ausführenden Unternehmer nicht von 
ihrer Verantwortlichkeit für die vor-
schriftsmäßige und fehlerfreie Ausfüh-
rung der Arbeiten. 
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Bauherrn, den Planverfasser, den Bau-
leiter und den ausführenden Unterneh-
mer nicht von ihrer Verantwortlichkeit für 
die vorschriftsmäßige und fehlerfreie 
Ausführung der Arbeiten. 

 
(2) Der AZV ist berechtigt, die Grund-

stücksentwässerungsanlagen zu prüfen. 
Die Grundstückseigentümer und Besit-
zer (nach § 3 Absätze 1 und 2) sind ver-
pflichtet, die Prüfungen zu dulden und 
dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den 
zur Prüfung des Abwassers notwendi-
gen Einblick in die Betriebsvorgänge zu 
gewähren und die sonst erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. Die mit der 
Überwachung der Anlagen beauftragten 
Personen dürfen Wohngrundstücke 
grundsätzlich nur mit Einwilligung des 
Berechtigten betreten. 

 
(3) Der AZV ist berechtigt, vom Grund-

stückseigentümer oder Besitzer einen 
nach den einschlägigen Richtlinien aus-
geführten TV-Untersuchungsbericht 
über den Zustand der Grundstücksent-
wässerungsanlage zu verlangen. Der 
Bericht darf nicht älter als fünf Jahre 
sein. In begründeten Fällen kann die 
Stadt weitergehende Anforderungen, 
beispielsweise Druckprüfung, stellen. 
Die Kosten trägt der Grundstückseigen-
tümer. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Werden bei der Prüfung der Grund-

stücksentwässerungsanlagen Mängel 
festgestellt, hat sie der Grundstücksei-
gentümer unverzüglich zu beseitigen. 

 
 

 
 
 
 
 
 
(2) Der Grundstücksanschluss und die 

Grundstücksentwässerungsanlage gel-
ten als abgenommen, wenn dem AZV 
deren vorschriftsmäßige Erstellung 
(Anlage 1 des Entwässerungsbeschei-
des) bestätigt wurde. Dabei ist die ein-
wandfreie Herstellung des Anschlusses 
an den öffentlichen Kanal mit dem Vi-
deoprint/Foto einer TV-Untersuchung 
nachzuweisen. 

 
 
 
 
 
(3)  Der AZV ist berechtigt, den Grund-

stücksanschluss und die Grundstücks-
entwässerungsanlagen zu prüfen. Die 
Grundstückseigentümer und Besitzer 
(nach § 3 Abs. 1 und 2) sind verpflich-
tet, die Prüfungen zu dulden und dabei 
Hilfe zu leisten. Sie haben den zur Prü-
fung des Abwassers notwendigen Ein-
blick in die Betriebsvorgänge zu ge-
währen und die sonst erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. Die mit der 
Überwachung der Anlagen beauftrag-
ten Personen dürfen Wohngrundstücke 
zum Zwecke der Prüfung der Einhal-
tung der Satzungsbestimmungen nur 
mit Zustimmung des Berechtigten be-
treten. Der AZV ist auch berechtigt, 
vom Grundstückseigentümer und Be-
sitzer (nach § 3 Abs. 1 und 2) einen 
nach den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik ausgeführten TV-
Untersuchungsbericht über den Zu-
stand des Grundstücksanschlusses 
und der Grundstücksentwässerungsan-
lage zu verlangen. Der Bericht darf 
nicht älter als fünf Jahre sein. In be-
gründeten Fällen kann der AZV weiter-
gehende Untersuchungen (beispiels-
weise eine Druckprüfung) verlangen. 
Die Kosten dieser Maßnahmen trägt 
der Grundstückseigentümer. 

 
(4) Werden bei der Prüfung der Grund-

stücksanschlüsse und der Grund-
stücksentwässerungsanlagen Mängel 
festgestellt, hat sie der Grundstücksei-
gentümer unverzüglich zu beseitigen. 
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(5) Der AZV ist nach § 83 Abs. 3 WG in 
Verbindung mit der Eigenkontrollver-
ordnung (EigenkontrollVO) des Landes 
verpflichtet, Betriebe, von deren Ab-
wasseranfall nach Beschaffenheit und 
Menge ein erheblicher Einfluss auf die 
öffentliche Abwasserbehandlungsanla-
ge zu erwarten ist, im sog. Indirektein-
leiterkataster zu erfassen. Dieses wird 
beim AZV geführt und wird auf Verlan-
gen der Wasserbehörde vorgelegt. Er-
fasst werden die in Anhang 2 Nr. 5 der 
EigenkontrollVO in der jeweils gültigen 
Fassung aufgeführten Betriebe. 
Die Verantwortlichen dieser Betriebe 
sind verpflichtet, der Stadt, auf deren 
Anforderung hin, die für die Erstellung 
des Indirekteinleiterkatasters erforderli-
chen Angaben zu machen. Dabei han-
delt es sich um folgende Angaben: Na-
me des Betriebs und der Verantwortli-
chen, Art und Umfang der Produktion, 
eingeleitete Abwassermenge, Art der 
Abwasservorbehandlungsanlage sowie 
Hauptwasserinhaltsstoffe. Die Stadt 
wird dabei die Geheimhaltungspflicht 
von Geschäfts- und Betriebsgeheimnis-
sen sowie die Belange des Datenschut-
zes beachten.  

(5)  Der AZV ist nach § 83 Abs. 3 WG in 
Verbindung mit der Eigenkontrollver-
ordnung des Landes verpflichtet, Be-
triebe, von deren Abwasseranfall nach 
Beschaffenheit und Menge ein erhebli-
cher Einfluss auf die öffentliche Ab-
wasserbehandlungsanlage zu erwarten 
ist, in einem so genannten Indirektein-
leiterkataster zu erfassen. Dieses wird 
beim AZV geführt und wird auf Verlan-
gen der Wasserbehörde vorgelegt. Die 
Verantwortlichen dieser Betriebe sind 
verpflichtet, dem AZV, auf dessen An-
forderung hin, die für die Erstellung des 
Indirekteinleiterkatasters erforderlichen 
Angaben zu machen. Dabei handelt es 
sich um folgende Angaben: Namen des 
Betriebs und der Verantwortlichen, Art 
und Umfang der Produktion, eingeleite-
te Abwassermenge, Art der Abwasser-
vorbehandlungsanlage sowie Haupt-
abwasserinhaltsstoffe. Der AZV wird 
dabei die Geheimhaltungspflicht von 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen 
sowie die Belange des Datenschutzes 
beachten. 
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IV. Abwasserbeitrag 
 

§ 20 
 

Erhebungsgrundsatz 
 
(1) Die Stadt erhebt zur teilweisen Deckung 

ihres Aufwandes für die Anschaffung, 
Herstellung und den Ausbau der öffent-
lichen Abwasseranlagen einen Abwas-
serbeitrag. Der Abwasserbeitrag wird 
nach § 31 erhoben. 

 
(2) Der besondere Aufwand für die zentra-

len Einrichtungen der Abwasserbeseiti-
gung, und zwar Klärwerke mit allen ih-
ren Bestandteilen, Abwasserpumpwer-
ke, Schöpfwerke, übergebietliche 
Hauptsammler, Verbindungsleitungen 
außerhalb der Erschließungsgebiete 
sowie Regenrückhaltebecken, ist nicht 
Gegenstand der Beitragserhebung. 

 
 

§ 21 
 

Gegenstand der Beitragspflicht 
 

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grund-
stücke, für die eine bauliche oder ge-
werbliche Nutzung festgesetzt ist, wenn 
sie bebaut oder gewerblich genutzt 
werden können.  
Erschlossene Grundstücke, für die eine 
bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht 
festgesetzt ist, unterliegen der Beitrags-
pflicht, wenn sie nach der Verkehrsauf-
fassung Bauland sind und nach der ge-
ordneten baulichen Entwicklung der 
Stadt zur Bebauung anstehen. 

 
(2) Wird ein Grundstück an die öffentlichen 

Abwasseranlagen tatsächlich ange-
schlossen, so unterliegt es der Bei-
tragspflicht auch dann, wenn die Vor-
aussetzungen des Abs. 1 nicht erfüllt 
sind. 

 
 

§ 22 
 

Beitragsschuldner 
 

(1) Beitragsschuldner ist, wer zum Zeit-
punkt der Zustellung des Beitragsbe-
scheides Eigentümer des Grundstückes 
ist. Der Erbbauberechtigte ist an Stelle 
des Eigentümers Beitragsschuldner. 

 

IV. Abwasserbeitrag 
 

§ 20 
 

Erhebungsgrundsatz 
 
(1)      Die Stadt erhebt zur teilweisen De-

ckung ihres Aufwands für die An-
schaffung, Herstellung und den Aus-
bau der öffentlichen Abwasseranla-
gen einen Abwasserbeitrag für den 
öffentlichen Abwasserkanal.  

 
(2)      Der besondere Aufwand für Klärwer-

ke mit allen ihren Bestandteilen, Ab-
wasserpumpwerke, Schöpfwerke, 
übergebietliche Hauptsammler, Ver-
bindungsleitungen außerhalb der Er-
schließungsgebiete sowie Regenbe-
cken (wie Regenüberlauf-, Regen-
rückhalte- und Regenklärbecken) ist 
nicht Gegenstand der Beitragserhe-
bung. 

 
§ 21 

 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen 

Grundstücke, für die eine bauliche oder 
gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, 
wenn sie bebaut oder gewerblich ge-
nutzt werden können. Erschlossene 
Grundstücke, für die eine bauliche oder 
gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt 
ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn 
sie nach der Verkehrsauffassung Bau-
land sind und nach der geordneten bau-
lichen Entwicklung der Stadt zur Be-
bauung anstehen. 

 
(2) Wird ein Grundstück an die öffentlichen 

Abwasseranlagen tatsächlich ange-
schlossen, so unterliegt es der Bei-
tragspflicht auch dann, wenn die Vor-
aussetzungen des Abs. 1 nicht erfüllt 
sind. 

 
 

§ 22 
 

Beitragsschuldner 
 
(1)  Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt 

der Bekanntgabe des Beitragsbe-
scheids Eigentümer des Grundstücks 
ist. 
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(2) Mehrere Beitragsschuldner haften als 
Gesamtschuldner. Bei Wohnungs- und 
Teileigentum sind die einzelnen Woh-
nungs- und Teileigentümer nur entspre-
chend ihrem Miteigentumsanteil Bei-
tragsschuldner. 

 
 
 
 
(3) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf 

dem Grundstück, im Falle des Absatzes 
1 Satz 2 auf dem Erbbaurecht, im Falle 
des Absatzes 2 Satz 2 auf dem Woh-
nungs- oder dem Teileigentum. 

(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbau-
recht belastet, so ist der Erbbauberech-
tigte an Stelle des Eigentümers bei-
tragspflichtig. Mehrere Beitragsschuld-
ner sind Gesamtschuldner; bei Woh-
nungs- und Teileigentum sind die ein-
zelnen Wohnungs- und Teileigentümer 
nur entsprechend ihrem Miteigentums-
anteil beitragspflichtig. 

 
(3) Steht das Grundstück, Erbbaurecht, 

Wohnungs- oder Teileigentum im Ei-
gentum mehrerer Personen zur gesam-
ten Hand, ist die Gesamthandsgemein-
schaft beitragspflichtig. 
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§ 23 
 

Beitragsmaßstab 
 

Maßstab für den Abwasserbeitrag ist die 
Nutzungsfläche. Diese ergibt sich aus der 
Vervielfachung der Grundstücksfläche nach 
§ 24 mit einem Nutzungsfaktor nach § 25; 
das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerun-
det, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, 
auf die vorausgehende volle Zahl abgerun-
det werden. 

 
 

§ 24 
 

Grundstücksfläche 
 

(1) Als Grundstücksfläche gilt: 
 

1. bei Grundstücken im Bereich eines 
Bebauungsplans die Fläche, die 
der Ermittlung der zulässigen Nut-
zung zugrunde zu legen ist; 

 
2. soweit ein Bebauungsplan nicht 

besteht oder die erforderliche Fest-
setzung nicht enthält, die tatsächli-
che Grundstücksfläche bis zu einer 
Tiefe von 50 Meter von der der Er-
schließungsanlage zugewandten 
Grundstücksgrenze. Reicht die 
bauliche oder gewerbliche Nutzung 
über diese Begrenzung hinaus oder 
sind Flächen tatsächlich ange-
schlossen, so ist die Grundstücks-
tiefe maßgebend, die durch die hin-
tere Grenze der Nutzung bestimmt 
wird. Grundstücksteile, die lediglich 
die wegemäßige Verbindung zur 
Erschließungsanlage herstellen, 
bleiben bei der Bestimmung der 
Grundstückstiefe unberücksichtigt. 
 
 
 
 
 

 
 

(2) § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG bleibt unbe-
rührt. 

 
 
 
 
 

§ 23 
 

Beitragsmaßstab 
 
Maßstab für den Abwasserbeitrag ist die 
Nutzungsfläche. Diese ergibt sich durch 
Vervielfachung der Grundstücksfläche (§ 24) 
mit einem Nutzungsfaktor (§ 25); das Er-
gebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, 
auf die vorausgehende volle Zahl abgerun-
det werden. 
 
 

§ 24 
 

Grundstücksfläche 
 
(1)   Als Grundstücksfläche gilt: 
 

1. bei Grundstücken im Bereich eines 
Bebauungsplans die Fläche, die der 
Ermittlung der zulässigen Nutzung 
zugrunde zu legen ist; 

 
2. soweit ein Bebauungsplan oder eine 

Satzung nach § 34 Abs. 4 S. 1 
BauGB nicht besteht oder sie die er-
forderliche Festsetzung nicht ent-
hält, die tatsächliche Grundstücks-
fläche bis zu einer Tiefe von 50 Me-
ter von der der Erschließungsanlage 
zugewandten Grundstücksgrenze. 
Reicht die bauliche oder gewerbli-
che Nutzung über diese Begrenzung 
hinaus oder sind Flächen tatsächlich 
angeschlossen, so ist die Grund-
stückstiefe maßgebend, die durch 
die hintere Grenze der Nutzung, zu-
züglich der baurechtlichen Ab-
standsflächen, bestimmt wird. 
Grundstücksteile, die lediglich die 
wegemäßige Verbindung zur Er-
schließungsanlage herstellen, blei-
ben bei der Bestimmung der Grund-
stückstiefe unberücksichtigt. Zur 
Nutzung zählen auch angelegte 
Grünflächen oder gärtnerisch ge-
nutzte Flächen.  

 
(2) Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 

Abs. 1 Satz 2 KAG bleiben unberührt. 
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§ 25 
 

Nutzungsfaktor 
 
(1) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird 

die Grundstücksfläche (§ 24) mit einem 
Nutzungsfaktor vervielfacht, der im Ein-
zelnen beträgt: 

 
1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit 

1,00 
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 

1,25 
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 

1,50 
4. bei vier- und fünfgeschossiger Be-

baubarkeit 1,75 
5. bei sechs- und mehrgeschossiger 

Bebaubarkeit 2,00. 
 

(2) Bei Stellplatzgrundstücken und bei 
Grundstücken, für die nur eine Nutzung 
ohne Bebauung zulässig ist oder bei 
denen die Bebauung nur untergeordne-
te Bedeutung hat, wird ein Nutzungsfak-
tor von 0,5 zugrunde gelegt. Dasselbe 
gilt für Gemeinbedarfs- oder Grünflä-
chengrundstücke, deren Grundstücks-
flächen aufgrund ihrer Zweckbestim-
mung nicht oder nur zu einem unterge-
ordneten Teil mit Gebäuden überdeckt 
werden sollen bzw. überdeckt sind (z.B. 
Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Klein-
gartenanlagen). 

 

§ 25 
 

Nutzungsfaktor 
 
(1) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird 

die Grundstücksfläche (§ 24) mit einem 
Nutzungsfaktor vervielfacht, der im 
Einzelnen beträgt: 

 
1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit 

1,00 
2. bei zweigeschossiger Bebaubar-

keit 1,25 
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 

1,50 
4. bei vier- und fünfgeschossiger Be-

baubarkeit 1,75 
5. bei sechs- und mehrgeschossiger 

Bebaubarkeit 2,00 
 
(2) Bei Stellplatzgrundstücken und bei 

Grundstücken, für die nur eine Nutzung 
ohne Bebauung zulässig ist oder bei 
denen die Bebauung nur untergeordne-
te Bedeutung hat, wird ein Nutzungs-
faktor von 0,5 zugrunde gelegt. Das-
selbe gilt für Gemeinbedarfs- oder 
Grünflächengrundstücke, deren 
Grundstücksflächen aufgrund ihrer 
Zweckbestimmung nicht oder nur zu 
einem untergeordneten Teil mit Ge-
bäuden überdeckt werden sollen bzw. 
überdeckt sind (zum Beispiel Friedhö-
fe, Sportplätze, Freibäder, Kleingarten-
anlagen). Die §§ 26 bis 29 finden keine 
Anwendung. 

 
§ 26 

 
Ermittlung der Vollgeschosse 

 
 
 

(1) Bei Grundstücken, für die im Bebau-
ungsplan die Zahl der Vollgeschosse 
festgesetzt ist (§ 27), gelten als Ge-
schosse Vollgeschosse im Sinne der für 
den Bebauungsplan maßgeblichen 
Baunutzungsverordnung. Im Übrigen 
gelten als Geschosse Vollgeschosse im 
Sinne der Landesbauordnung in der 
zum Zeitpunkt der Beitragsentstehung 
geltenden Fassung.  

 
 
 
(2) Bei Bauwerken mit Vollgeschossen, die 

höher als 3,5 m sind und bei Gebäuden 
ohne Vollgeschoss ergibt sich die Ge-

§ 26 
 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei 
Grundstücken, für die ein Bebauungs-

plan die Geschosszahl festsetzt 
 
Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan 
festgesetzte höchstzulässige Zahl der Voll-
geschosse. Ist im Einzelfall eine größere 
Geschosszahl genehmigt, so ist diese zu-
grunde zu legen. Als Geschosse gelten 
Vollgeschosse i. S. der Landesbauordnung 
(LBO) in der im Zeitpunkt der Beschlussfas-
sung über den Bebauungsplan geltenden 
Fassung. Sind auf einem Grundstück meh-
rere bauliche Anlagen mit unterschiedlicher 
Geschosszahl zulässig, ist die höchste Zahl 
der Vollgeschosse maßgebend. 
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schosszahl durch Teilung der tatsächlich 
vorhandenen Baumasse mit der tatsäch-
lich überbauten Grundstücksfläche und 
nochmaliger Teilung des Ergebnisses 
durch 3,5, mindestens jedoch die nach 
Abs. 1 maßgebende Geschosszahl. 
Bruchzahlen werden auf die nächstfol-
gende volle Zahl aufgerundet.  

 
(3) Sind auf einem Grundstück bauliche 

Anlagen mit unterschiedlicher Ge-
schosszahl zulässig oder vorhanden, ist 
die höchste Zahl der Vollgeschosse 
maßgebend.  

 
 

§ 27 
 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei 
Grundstücken, für die ein Bebauungsplan 

die Geschosszahl bzw. Baumassenzahl 
der baulichen Anlage festsetzt 

 
(1) Als Geschosszahl gilt die im Bebau-

ungsplan festgesetzte Zahl der Vollge-
schosse. Ist im Einzelfall eine höhere 
Geschosszahl genehmigt, so ist diese 
zugrunde zu legen. 

 
 
 
 
 
 

(2) Weist der Bebauungsplan statt einer 
Geschosszahl eine Baumassenzahl aus, 
so gilt als Geschosszahl die Baumas-
senzahl geteilt durch 3,5. Ist eine größe-
re Baumasse genehmigt, so ergibt sich 
die Geschosszahl durch Teilung dieser 
Baumasse durch die Grundstücksfläche 
und nochmaliger Teilung des Ergebnis-
ses durch 3,5. Bruchzahlen werden auf 
die nächstfolgende volle Zahl aufgerun-
det. 

  

 

(3) Kann die im Bebauungsplan festgesetz-
te Zahl der Vollgeschosse oder die 
Baumassenzahl der baulichen Anlage 
aufgrund einer öffentlich-rechtlichen 
Baubeschränkung nicht verwirklicht 
werden, ist die tatsächlich verwirklichba-
re Zahl der Vollgeschosse oder Bau-
masse der baulichen Anlage maßge-
bend. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

§ 27 
 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei 
Grundstücken, für die ein Bebauungs-

plan eine Baumassenzahl festsetzt 
 
 
(1)  Weist der Bebauungsplan statt der Zahl 

der Vollgeschosse eine Baumassenzahl 
aus, so gilt als Geschosszahl die Bau-
massenzahl geteilt durch 3,5; das Er-
gebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet 
und Nachkommastellen, die kleiner als 
0,5 sind, auf die vorausgehende volle 
Zahl abgerundet werden. 

 
(2)  Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei 

Anwendung der Baumassenzahl zuläs-
sige Baumasse genehmigt, so ergibt 
sich die Geschosszahl aus der Teilung 
dieser Baumasse durch die Grund-
stücksfläche und nochmaliger Teilung 
des Ergebnisses durch 3,5; das Ergeb-
nis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet 
und Nachkommastellen, die kleiner als 
0,5 sind, auf die vorausgehende volle 
Zahl abgerundet werden. 
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§ 28 
 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei 
Grundstücken, für die ein Bebauungsplan 

die Höhe baulicher Anlagen festsetzt 
 
 

(1) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß 
der baulichen Nutzung nicht durch die 
Zahl der Vollgeschosse oder eine Bau-
massenzahl, sondern setzt er die Höhe 
baulicher Anlagen in Gestalt der maxi-
malen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so 
gilt als Geschosszahl das festgesetzte 
Höchstmaß der Höhe der baulichen An-
lage geteilt durch 

 
1. 3,0 für die im Bebauungsplan als 

Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine 
Wohngebiete (WR), allgemeine 
Wohngebiete (WA), Ferienhausge-
biete, Wochenendhausgebiete und 
besondere Wohngebiete (WB) fest-
gesetzten Gebiete und  

2. 4,0 für die im Bebauungsplan als 
Dorfgebiete (MD), Mischgebiete 
(MI), Kerngebiete (MK), Gewerbe-
gebiete (GE), Industriegebiete (GI) 
und sonstige Sondergebiete (SO) 
festgesetzten Gebiete; das Ergebnis 
wird auf die nächstfolgende volle 
Zahl aufgerundet. 

 
 
 
 
 

(2) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß 
der baulichen Nutzung nicht durch die 
Zahl der Vollgeschosse oder eine Bau-
massenzahl, sondern setzt er die Höhe 
baulicher Anlagen in Gestalt der maxi-
malen Traufhöhe (Schnittpunkt der 
senkrechten, traufseitigen Außenwand 
mit der Dachhaut) fest, so gilt als Ge-
schosszahl das festgesetzte Höchstmaß 
der Höhe der baulichen Anlage geteilt 
durch: 

 
1. 2,7 für die im Bebauungsplan als 

Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine 
Wohngebiete (WR), allgemeine 
Wohngebiete (WA), Ferienhausge-
biete, Wochenendhausgebiete und 
besondere Wohngebiete (WB) fest-
gesetzten Gebiete und 

 

§ 28 
 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei 
Grundstücken, für die ein Bebauungs-
plan die Höhe baulicher Anlagen fest-

setzt 
 
(1) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß 

der baulichen Nutzung nicht durch die 
Zahl der Vollgeschosse oder eine Bau-
massenzahl, sondern setzt er die Höhe 
baulicher Anlagen in Gestalt der maxi-
malen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so 
gilt als Geschosszahl das festgesetzte 
Höchstmaß der Höhe der baulichen An-
lage geteilt durch 

 
1. 3,0 für die im Bebauungsplan als 

Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine 
Wohngebiete (WR), allgemeine 
Wohngebiete (WA), Ferienhausgebie-
te, Wochenendhausgebiete und be-
sondere Wohngebiete (WB) festge-
setzten Gebiete und  

 
2. 4,0 für die im Bebauungsplan als 

Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), 
Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete 
(GE), Industriegebiete (GI) und sons-
tige Sondergebiete (SO) festgesetz-
ten Gebiete; das Ergebnis wird auf 
eine volle Zahl gerundet, wobei 
Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerun-
det und Nachkommastellen, die klei-
ner als 0,5 sind, auf die vorausge-
hende volle Zahl abgerundet werden. 

 
(2) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß 

der baulichen Nutzung nicht durch die 
Zahl der Vollgeschosse oder eine Bau-
massenzahl, sondern setzt er die Höhe 
baulicher Anlagen in Gestalt der maxi-
malen Traufhöhe (Schnittpunkt der senk-
rechten, traufseitigen Außenwand mit 
der Dachhaut) fest, so gilt als Geschoss-
zahl das festgesetzte Höchstmaß der 
Höhe der baulichen Anlage geteilt durch 

 
 

1. 2,7 für die im Bebauungsplan als 
Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine 
Wohngebiete (WR), allgemeine 
Wohngebiete (WA), Ferienhausgebie-
te, Wochenendhausgebiete und be-
sondere Wohngebiete (WB) festge-
setzten Gebiete und 
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2. 3,5 für die im Bebauungsplan als 
Dorfgebiete (MD), Mischgebiete 
(MI), Kerngebiete (MK), Gewerbe-
gebiete (GE), Industriegebiete (GI) 
und sonstige Sondergebiete (SO) 
festgesetzten Gebiete; das Ergebnis 
wird auf die nächstfolgende volle 
Zahl aufgerundet. 

 
 
 
 
 

(3) Ist im Einzelfall eine größere als die im 
Bebauungsplan festgesetzte Höhe bau-
licher Anlagen genehmigt, so ist diese 
gemäß Abs. 1 oder 2 in eine Geschoss-
zahl umzurechnen. 
 

(4) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl 
der Vollgeschosse oder einer Baumas-
senzahl sowohl die zulässige Firsthöhe 
als auch die zulässige Traufhöhe der 
baulichen Anlage aus, so ist die Trauf-
höhe gemäß Abs. 2 und 3 in eine Ge-
schosszahl umzurechnen. 

 
 

§ 29 
 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei 
Grundstücken, für die keine  

Planfestsetzung im Sinne des § 27 und § 
28 besteht und im Außenbereich 

 
(1) Bei Grundstücken in unbeplanten Ge-

bieten bzw. in beplanten Gebieten, für 
die der Bebauungsplan keine Festset-
zungen nach § 27 und § 28 enthält, ist 
maßgebend: 

 
1. bei bebauten Grundstücken die Zahl 

der tatsächlich vorhandenen Ge-
schosse, 

2. bei unbebauten, aber bebaubaren 
Grundstücken die Zahl der auf den 
Grundstücken der näheren Umge-
bung überwiegend vorhandenen 
Geschosse.  

 
(2) Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 

35 BauGB) ist maßgebend: 
 

1. bei bebauten Grundstücken die Zahl 
der tatsächlich vorhandenen Ge-
schosse, 

2. bei unbebauten Grundstücken, für 
die ein Bauvorhaben genehmigt ist, 

 
2. 3,5 für die im Bebauungsplan als 

Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), 
Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete 
(GE), Industriegebiete (GI) und sons-
tige Sondergebiete (SO) festgesetz-
ten Gebiete; das Ergebnis wird auf 
eine volle Zahl gerundet, wobei 
Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerun-
det und Nachkommastellen, die klei-
ner als 0,5 sind, auf die vorausge-
hende volle Zahl abgerundet werden. 

 
(3) Ist im Einzelfall eine größere als die im 

Bebauungsplan festgesetzte Höhe bauli-
cher Anlagen genehmigt, so ist diese 
gemäß Abs. 1 oder 2 in eine Geschoss-
zahl umzurechnen. 

 
(4) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl 

der Vollgeschosse oder einer Baumas-
senzahl sowohl die zulässige Firsthöhe 
als auch die zulässige Traufhöhe der 
baulichen Anlage aus, so ist die Trauf-
höhe gemäß Abs. 2 und 3 in eine Ge-
schosszahl umzurechnen. 

 
 

§ 29 
 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei 
Grundstücken, für die keine Planfestset-
zung im Sinne der §§ 26 bis 28 bestehen 

 
 
(1) Bei Grundstücken in unbeplanten Ge-

bieten bzw. in beplanten Gebieten, für 
die der Bebauungsplan keine Festset-
zungen nach den §§ 26 bis 28 enthält, 
ist maßgebend: 

 
1. bei bebauten Grundstücken die Zahl 

der tatsächlich vorhandenen Ge-
schosse, 

2. bei unbebauten, aber bebaubaren 
Grundstücken die Zahl der auf den 
Grundstücken der näheren Umge-
bung überwiegend vorhandenen 
Geschosse. 

 
(2) Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 

35 BauGB) ist maßgebend: 
 

1. bei bebauten Grundstücken die Zahl 
der tatsächlich vorhandenen Ge-
schosse; 

2. bei unbebauten Grundstücken, für  
die ein Bauvorhaben genehmigt ist, 
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die Zahl der genehmigten Geschos-
se.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 30 
 

Weitere Beitragspflicht 
 

(1) Vergrößert sich die Fläche eines 
Grundstücks, für das bereits eine Bei-
tragspflicht entstanden ist oder das bei-
tragsfrei an die öffentliche Abwasserbe-
seitigung angeschlossen wurde (z.B. 
durch Zukauf) und erhöht sich dadurch 
die bauliche Nutzbarkeit des Grund-
stücks, so unterliegen die zugehenden  
Flächen der Beitragspflicht nach Maß-
gabe des § 23, soweit für sie noch keine 
Beitragspflicht entstanden ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

die Zahl der genehmigten Ge-
schosse. 

 
(3) Als Geschosse gelten Vollgeschosse i. 

S. der LBO in der im Entstehungszeit-
punkt (§ 32) geltenden Fassung. Sind 
auf einem Grundstück mehrere bauli-
che Anlagen mit unterschiedlicher Ge-
schosszahl vorhanden, ist die höchste 
Zahl der Vollgeschosse maßgebend. 

 
(4) Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne 

ein Vollgeschoss i. S. der LBO, gilt als 
Geschosszahl die Baumasse des Bau-
werks geteilt durch die überbaute 
Grundstücksfläche und nochmals geteilt 
durch 3,5, mindestens jedoch die nach 
Abs. 1 maßgebende Geschosszahl; das 
Ergebnis wird auf eine volle Zahl ge-
rundet, wobei Nachkommastellen ab 
0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl 
aufgerundet und Nachkommastellen, 
die kleiner als 0,5 sind, auf die voraus-
gehende volle Zahl abgerundet werden. 

 
 
 

§ 30 
 

Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht 
 
(1) Von Grundstückseigentümern, für de-

ren Grundstück eine Beitragsschuld be-
reits entstanden ist oder deren Grund-
stücke beitragsfrei angeschlossen wor-
den sind, werden weitere Beiträge er-
hoben, 

 
1. soweit die bis zum In-Kraft-Treten die-

ser Satzung zulässige Zahl bzw. ge-
nehmigte höhere Zahl der Vollge-
schosse überschritten oder eine grö-
ßere Zahl von Vollgeschossen allge-
mein zugelassen wird; 

 
2. soweit in den Fällen des § 29 Abs. 2 

Nr. 1 und 2 eine höhere Zahl der 
Vollgeschosse zugelassen wird; 

 
3. wenn das Grundstück mit Grund-

stücksflächen vereinigt wird, für die 
eine Beitragsschuld bisher nicht ent-
standen ist; 

 
4. soweit Grundstücke unter Einbezie-

hung von Teilflächen, für die eine Bei-
tragsschuld bereits entstanden ist, 
neu gebildet werden. 
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(2) Abs. 1 gilt entsprechend, soweit 
 

1. Grundstücke unter Einbeziehung von 
Teilflächen, für die eine Beitrags-
pflicht bereits entstanden ist, neu ge-
bildet werden; 

 
2. für Grundstücksflächen die Voraus-

setzungen für eine Teilflächenab-
grenzung nach § 31 Abs. 1 Satz 2 
KAG oder nach § 24 Abs. 1 Nr. 2 ent-
fallen; 

 
3. bei beitragsfrei angeschlossenen 

Grundstücken oder bei Grundstü-
cken, für die eine Beitragspflicht be-
reits entstanden ist oder durch Be-
scheid begründet worden ist, die bis 
zum Inkrafttreten dieser Satzung zu-
lässige Zahl bzw. genehmigte höhere 
Zahl der Vollgeschosse überschritten 
oder eine größere Zahl von Vollge-
schossen allgemein zugelassen wird. 

 

(2) Wenn bei der Veranlagung von Grund-
stücken Teilflächen gem. § 24 Abs. 1 
Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 
Satz 2 KAG unberücksichtigt geblieben 
sind, entsteht eine weitere Beitrags-
pflicht, soweit die Voraussetzungen für 
eine Teilflächenabgrenzung entfallen. 
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§ 31  
 

Beitragssatz 
 

Der Abwasserbeitrag für den öffentlichen 
Abwasserkanal beträgt: 
 
 
2,75 €  je m² Nutzungsfläche (§ 23 Satz 1 
und 2). 
 

§ 31 
 

Beitragssatz 
 
Der Abwasserbeitrag für den öffentlichen 
Abwasserkanal beträgt je m2 Nutzungsflä-
che (§ 23) 
 
€ 2,75. 
 

§ 32 
 

Entstehung der Beitragsschuld 
 

(1) Die Beitragsschuld entsteht: 
 

1. In den Fällen des § 21 Abs. 1, so-
bald das Grundstück an den öffent-
lichen Kanal angeschlossen wer-
den kann. 

 
2. In den Fällen des § 21 Abs. 2 mit 

dem Anschluss, frühestens jedoch 
mit dessen Genehmigung. 

 
3. In den Fällen des § 30 Abs. 1, 

wenn die Vergrößerung des Grund-
stücks im Grundbuch eingetragen 
ist. 

 
 

 
4. In den Fällen des § 30 Abs. 2 Nr. 1, 

wenn das neugebildete Grundstück 
im Grundbuch eingetragen ist. 

 
5. In den Fällen des § 30 Abs. 2 Nr. 2 

 
a) mit dem Inkrafttreten eines Be-

bauungsplanes bzw. dem In-
krafttreten einer Satzung i. S. 
von § 34 Abs. 4 Satz 1 BauGB 
bzw. § 4 Abs. 2a BauGB-
Maßnahmengesetz; 

 
b) mit dem tatsächlichen An-

schluss der Teilflächen, frühes-
tens mit der Genehmigung des 
Anschlusses; 

 
c) bei baulicher Nutzung ohne 

tatsächlichen Anschluss mit der 
Erteilung der Baugenehmi-
gung; 

 
d) bei gewerblicher Nutzung mit 

dem Eintritt der Nutzung. 
 

§ 32 
 

Entstehung der Beitragsschuld 
 
(1) Die Beitragsschuld entsteht: 
 

1. In den Fällen des § 21 Abs. 1, sobald 
das Grundstück an den öffentlichen 
Kanal angeschlossen werden kann. 

 
 

2. In den Fällen des § 21 Abs. 2 mit dem 
Anschluss, frühestens jedoch mit 
dessen Genehmigung. 

 
3. In den Fällen des § 30 Abs. 1 Nr. 1 

und 2 mit der Erteilung der Bauge-
nehmigung bzw. dem In-Kraft-Treten 
des Bebauungsplans oder einer Sat-
zung i. S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 
2 und 3 BauGB. 

 
4. In den Fällen des § 30 Abs. 1 Nr. 3, 

wenn die Vergrößerung des Grund-
stücks im Grundbuch eingetragen ist. 

 
5. In den Fällen des § 30 Abs. 1 Nr. 4, 

wenn das neugebildete Grundstück 
im Grundbuch eingetragen ist. 
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6. In den Fällen des § 30 Abs. 2 Nr. 3 
mit der Erteilung der Baugenehmi-
gung bzw. dem Inkrafttreten des 
Bebauungsplans oder einer Sat-
zung  i. S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 2 und 3 BauGB. 
 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Für Grundstücke, die schon vor dem 
01.04.1964 an die öffentlichen Abwas-
seranlagen hätten angeschlossen wer-
den können, jedoch noch nicht ange-
schlossen worden sind, entsteht die 
Beitragsschuld mit dem tatsächlichen 
Anschluss, frühestens mit dessen Ge-
nehmigung. 

 
(3) Für mittelbare Anschlüsse gilt § 13 Abs. 

2 entsprechend. 
 

6. In den Fällen des § 30 Abs. 2, mit 
dem Wegfall der Voraussetzungen für 
eine Teilflächenabgrenzung nach § 
24 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 
31 Abs. 1 Satz 2 KAG, insbesondere 
mit dem Inkrafttreten eines Bebau-
ungsplanes oder einer Satzung gem. 
§ 34 Abs. 4 Satz. 1 BauGB, der Be-
bauung, der gewerblichen Nutzung 
oder des tatsächlichen Anschlusses 
von abgegrenzten Teilflächen jedoch 
frühestens mit der Anzeige einer Nut-
zungsänderung gem. § 45 Abs. 5. 

 
(2) Für Grundstücke, die schon vor dem 

1.4.1964 an die öffentliche Abwasseran-
lagen hätten angeschlossen werden 
können, jedoch noch nicht angeschlos-
sen worden sind, entsteht die Beitrags-
schuld mit dem tatsächlichen Anschluss, 
frühestens mit dessen Genehmigung. 

 
 
(3) Für mittelbare Anschlüsse gilt § 13 Abs. 

2 entsprechend. 
 

 
§ 33 

 
Fälligkeit 

 
Der Abwasserbeitrag wird einen Monat nach 
Zustellung des Abgabebescheides fällig. 
 
 

§ 34 
 

Ablösung 
 

(1) Der Abwasserbeitrag kann vor Entste-
hung der Beitragsschuld abgelöst wer-
den. Der Betrag einer Ablösung be-
stimmt sich nach der Höhe des voraus-
sichtlich entstehenden Beitrags. 

 
(2) Die Ablösung erfolgt durch Vereinba-

rung zwischen der Stadt und dem Bei-
tragspflichtigen. 

 
 
 
(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung be-

steht nicht. 
 

 
§ 33 

 
Fälligkeit 

 
Der Abwasserbeitrag wird einen Monat nach 
Bekanntgabe des Abgabebescheids fällig. 
 
 

§ 34 
 

Ablösung 
 
(1) Die Stadt kann, solange die Beitrags-

schuld noch nicht entstanden ist, mit 
dem Beitragsschuldner die Ablösung 
des Abwasserbeitrags (Teilbeitrags) 
vereinbaren. 

 
(2) Der Betrag einer Ablösung bestimmt 

sich nach der Höhe der voraussichtlich 
entstehenden Beitragsschuld; die Er-
mittlung erfolgt nach den Bestimmun-
gen dieser Satzung. 

 
(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung be-

steht nicht. 
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V.  Abwassergebühren 
 

§ 35 
 

Erhebungsgrundsatz 
 

Die Stadt erhebt für die Benutzung der öf-
fentlichen Abwasseranlagen Abwasserge-
bühren. 
 
 
 
 
 
 

§ 36 
 

Gebührenmaßstab 
 

(1) Die Abwassergebühr wird nach der 
Abwassermenge bemessen, die auf 
dem an die öffentlichen Abwasseran-
lagen angeschlossenen Grundstück 
anfällt     (§ 38 Abs. 1). 

 
(2) Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) 

bemisst sich die Abwassergebühr 
nach der eingeleiteten Abwasser- bzw. 
Wassermenge. 

 
(3) Wird Abwasser zu einer öffentlichen 

Abwasserbehandlungsanlage ge-
bracht, bemisst sich die Abwasserge-
bühr nach der Menge des angeliefer-
ten Abwassers. 

 

V. Abwassergebühren 
 

§ 35 
 

Erhebungsgrundsatz 
 
Die Stadt erhebt für die Benutzung der öf-
fentlichen Abwasseranlagen getrennte Ab-
wassergebühren für das auf den Grundstü-
cken anfallende Schmutzwasser (Schmutz-
wassergebühr) und für das auf den Grund-
stücken anfallende Niederschlagswasser 
(Niederschlagswassergebühr). 
 
 

§ 36 
 

Gebührenmaßstab 
 
(1) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich 

nach der Schmutzwassermenge, die 
auf dem an die öffentlichen Abwasser-
anlagen angeschlossenen Grundstück 
anfällt (§ 38). 

 
(2) Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) 

bemisst sich die Schmutzwassergebühr 
nach der eingeleiteten Schmutzwas-
sermenge. 

 
(3) Bei Anfall von stark verschmutztem 

Schmutzwasser werden Starkver-
schmutzerzuschläge erhoben (§§ 41a 
und 41b). 

 
(4) Die Niederschlagswassergebühr be-

misst sich nach den gewichteten über-
bauten und darüber hinaus befestigten 
(versiegelten) Flächen der an die öffent-
liche Abwasserbeseitigung angeschlos-
senen Grundstücke (abgerundet auf 
volle m2), von denen das Nieder-
schlagswasser den öffentlichen Abwas-
seranlagen über eine Grundstücksent-
wässerungsanlage oder in sonstiger 
Weise zugeführt wird (§ 40). 

 
§ 37 

 
Gebührenschuldner 

 
(1) Schuldner der Abwassergebühr ist der 

Grundstückseigentümer. Der Erbbaube-
rechtigte ist anstelle des Grundstücks-
eigentümers Gebührenschuldner. Beim 
Wechsel des Gebührenschuldners geht 
die Gebührenpflicht mit Eigentumsüber-
gang auf den neuen Gebührenschuld-
ner über. 

§ 37 
 

Gebührenschuldner 
 
(1) Schuldner der Schmutzwassergebühr 

nach § 36 Abs. 1 und 2 sowie der Nie-
derschlagswassergebühr nach § 36 Abs. 
4 ist der Grundstückseigentümer. Der 
Erbbauberechtigte ist anstelle des 
Grundstückseigentümers Gebühren-
schuldner. Beim Wechsel des Gebüh-
renschuldners geht die Gebührenpflicht 
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(2) Gebührenschuldner für die Gebühr 

nach § 36 Abs. 3 ist derjenige, der das 
Abwasser anliefert. 

 
 
 
 
 
 
 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Ge-

samtschuldner. 
 

 
§ 38 

 
Abwassermenge 

 
(1) In dem jeweiligen Veranlagungszeit-

raum (§ 42 Abs. 2) gilt im Sinne von § 
36 Abs. 1 als angefallene Abwasser-
menge: 

 
1. die dem Grundstück aus der öffent-

lichen Wasserversorgung zugeführ-
te Wassermenge; 

 
2. bei nichtöffentlicher Trink- oder 

Brauchwasserversorgung die die-
ser entnommene Wassermenge; 

 
3. im Übrigen das auf den Grundstü-

cken anfallende Niederschlagswas-
ser, soweit es als Brauchwasser im 
Betrieb genutzt wird. 

 
 

(2) Auf Verlangen der Stadt hat der Gebüh-
renschuldner bei sonstigen Einleitungen 
(§ 36 Abs. 2) sowie bei nichtöffentlicher 
Wasserversorgung (Abs. 1 Nr. 2) und 
bei der Nutzung von Niederschlagswas-
ser als Brauchwasser (Abs. 1 Nr. 3) ge-
eignete Messeinrichtungen auf seine 
Kosten anzubringen und zu unterhalten. 

 

mit Beginn des auf den Übergang fol-
genden Tages auf den neuen Gebüh-
renschuldner über. 

 
(2) Schuldner der Schmutzwassergebühr 

nach § 36 Abs. 1 und 2 können auch die 
aufgrund eines Miet- oder Pachtverhält-
nisses oder sonst zur Nutzung des 
Grundstücks oder von Grundstücksteilen 
Berechtigten in dem Umfang sein, in 
dem Sie die öffentlichen Abwasseranla-
gen benutzen. Abs. 1 Satz 3 gilt ent-
sprechend. 

 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Ge-

samtschuldner. 
 
 

§ 38 
 

Schmutzwassermenge 
 
(1) In dem jeweiligen Veranlagungszeitraum 

(§ 42 Abs. 1 Satz 1) gilt im Sinne von § 
36 Abs. 1 als angefallene Schmutzwas-
sermenge: 

 
1. die dem Grundstück aus der öffentli-

chen Wasserversorgung zugeführte 
Wassermenge; 

 
2. bei nichtöffentlicher Trink- oder 

Brauchwasserversorgung die dieser 
entnommene Wassermenge; 

 
3. im Übrigen das auf den Grundstücken 

anfallende Niederschlagswasser, so-
weit es als Brauchwasser im Haushalt 
oder im Betrieb genutzt wird (Zister-
nen).  

 
(2) Der Nachweis der angefallenen 

Schmutzwassermenge bei sonstigen 
Einleitungen (§ 8 Abs. 3), bei nichtöf-
fentlicher Wasserversorgung (Abs. 1 
Nr. 2) und bei der Nutzung von Nieder-
schlagswasser als Brauchwasser (Abs. 
1 Nr. 3) soll durch Messung eines be-
sonderen Wasserzählers (Zwischen-
zählers) erbracht werden, der den eich-
rechtlichen Vorschriften entspricht und 
von der Stadt plombiert worden ist. 
Zwischenzähler dürfen nur durch ein 
fachlich geeignetes Installationsunter-
nehmen eingebaut werden. Sie stehen 
im Eigentum des Grundstückseigentü-
mers und sind von diesem auf eigene 
Kosten einzubauen, zu unterhalten und 
abzulesen. Der erstmalige Einbau so-
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wie der Austausch eines Zwischenzäh-
lers ist der Stadt innerhalb von 2 Wo-
chen unter Angabe des Zählerstandes 
anzuzeigen. 

 
(3) Solange der Gebührenschuldner bei 

Einleitungen nach Absatz 1 Nr. 3 kei-
nen geeigneten Zwischenzähler an-
bringt, wird als angefallene Abwasser-
menge eine Pauschalmenge von 12 m³ 
je Jahr und Person zugrunde gelegt. 
Dabei werden die Personen berücksich-
tigt, die zum Zeitpunkt der Entstehung 
der Gebührenschuld (§ 42) auf dem 
Grundstück polizeilich gemeldet sind. 
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§ 39 
 

Absetzungen 
 

 
(1) Wassermengen, die nachweislich nicht 

in die öffentlichen Abwasseranlagen 
eingeleitet wurden, werden auf Antrag 
des Gebührenschuldners bei der Be-
messung der Abwassergebühr abge-
setzt. 

 
Der Nachweis der nicht eingeleiteten 
Frischwassermengen soll durch Mes-
sung eines besonderen fest installierten 
Wasserzählers (Zwischenzähler) er-
bracht werden, der den eichrechtlichen 
Vorschriften entspricht und von der 
Stadtentwässerung Offenburg plombiert 
worden ist. Zwischenzähler dürfen nur 
durch zugelassene Installationsunter-
nehmen eingebaut werden. Sie stehen 
im Eigentum des Grundstückseigentü-
mers und sind von diesem auf eigene 
Kosten einzubauen, zu unterhalten und 
abzulesen. Der erstmalige Einbau sowie 
der Austausch eines Zwischenzählers 
ist der Stadtentwässerung Offenburg 
innerhalb von zwei Wochen unter An-
gabe des Zählerstandes anzuzeigen.  

 
 
(2) Für landwirtschaftliche Betriebe soll der 

Nachweis durch Messungen eines be-
sonderen Wasserzählers erbracht wer-
den. Dabei muss gewährleistet sein, 
dass über diesen Wasserzähler nur sol-
che Frischwassermengen entnommen 
werden können, die in der Landwirt-
schaft verwendet werden und deren 
Einleitung als Abwasser nach § 6, ins-
besondere Absatz 2 Nr. 3, ausge-
schlossen ist. Bei landwirtschaftlichen 
Betrieben findet Abs. 1 Satz 2 keine 
Anwendung. 

 
 
 
 
(3) Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben 

die abzusetzende Wassermenge nicht 
durch Messungen nach Abs. 2 festge-
stellt, werden die nicht eingeleiteten 
Wassermengen pauschal ermittelt. Da-
bei gilt als nichteingeleitete Wasser-
menge i. S. von Abs. 1 

 
 
 

§ 39 
 

Absetzungen von der Schmutzwasser-
menge 

 
(1)  Wassermengen, die nachweislich nicht 

in die öffentlichen Abwasseranlagen ein-
geleitet wurden, werden auf Antrag des 
Gebührenschuldners bei der Bemessung 
der Abwassergebühr abgesetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Nachweis der nicht eingeleiteten 

Frischwassermengen soll durch Mes-
sung eines besonderen Wasserzählers 
(Zwischenzählers) erbracht werden, der 
den eichrechtlichen Vorschriften ent-
spricht und von der Stadt plombiert wor-
den ist. Zwischenzähler dürfen nur durch 
ein fachlich geeignetes Installationsun-
ternehmen eingebaut werden. Sie ste-
hen im Eigentum des Grundstückseigen-
tümers und sind von diesem auf eigene 
Kosten einzubauen, zu unterhalten und 
abzulesen. Der erstmalige Einbau sowie 
der Austausch eines Zwischenzählers ist 
der Stadt innerhalb von 2 Wochen unter 
Angabe des Zählerstandes anzuzeigen. 

 
(3) Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben 

die abzusetzende Wassermenge nicht 
durch Messungen nach Absatz 2 festge-
stellt, werden die nicht eingeleiteten 
Wassermengen pauschal ermittelt. Da-
bei gilt als nichteingeleitete Wassermen-
ge im Sinne von Absatz 1: 
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1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, 
Schafen, Ziegen und Schweinen 15 
m³/Jahr, 

 
2. je Vieheinheit bei Geflügel 5  

m³/Jahr. 
 
Diese pauschal ermittelte nichteingelei-
tete Wassermenge wird von der gesam-
ten verbrauchten Wassermenge abge-
setzt. Die dabei verbleibende Wasser-
menge muss für jede für das Betriebs-
anwesen polizeilich gemeldete Person, 
die sich dort während des Veranla-
gungszeitraums nicht nur vorüberge-
hend aufhält, mindestens 40 m³/Jahr für 
die erste Person und für jede weitere 
Person mindestens 35 m³/Jahr betra-
gen. 
Der Umrechnungsschlüssel für Tierbe-
stände in Vieheinheiten zu § 51 des 
Bewertungsgesetzes ist entsprechend 
anzuwenden. Für den Viehbestand ist 
der Stichtag maßgebend, nach dem sich 
die Erhebung der Tierseuchenbeiträge 
für das laufende Jahr richtet. 

 
(4) Anträge auf Absetzung nicht eingeleite-

ter Wassermengen sind schriftlich bis 
zum Ablauf eines Monats nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheids zu 
stellen. 

 
 
 
 

§ 39 A 
 

Starkverschmutzerzuschläge 
 

(1) Überschreitet das eingeleitete Abwas-
ser die nachfolgend festgelegten Werte 
(stark verschmutztes Abwasser), erhöht 
sich der Gebührensatz (§ 40 Abs. 1) 
entsprechend den einschlägigen Be-
stimmungen der Satzung des AZV, § 13 
Abs. 1 bis 4 AbwS über die öffentliche 
Abwasserbeseitigung: 

 
1. Bei Abwasser mit einem Gehalt an 

absetzbaren Stoffen 
 

 von 20 ml/l bis 30 ml/l um 15 v.H., 
 
 für jede weiteren angefangenen  

10 ml/l um jeweils weitere 15 v.H.; 
 
 
2. bei biologisch schwer abbaubarem 

1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, 
Schafen, Ziegen und Schweinen    
15 m³/Jahr, 

 
2. je Vieheinheit bei Geflügel 5 m³/Jahr. 
 
 

Diese pauschal ermittelte nicht eingeleite-
te Wassermenge wird von der gesamten 
verbrauchten Wassermenge abgesetzt. 
Die dabei verbleibende Wassermenge 
muss für jede für das Betriebsanwesen 
polizeilich gemeldete Person, die sich dort 
während des Veranlagungszeitraums 
nicht nur vorübergehend aufhält, mindes-
tens 40 m³/Jahr für die erste Person und 
für jede weitere Person mindestens 35 
m³/Jahr betragen. 

Der Umrechnungsschlüssel für Tierbe-
stände in Vieheinheiten zu § 51 des Be-
wertungsgesetzes ist entsprechend an-
zuwenden. Für den Viehbestand ist der 
Stichtag maßgebend, nach dem sich die 
Erhebung der Tierseuchenbeiträge für das 
laufende Jahr richtet. 

 
(4) Anträge auf Absetzung nicht eingeleite-

ter Wassermengen sind mit der Able-
sung, spätestens jedoch bis zum Ablauf 
eines Monats nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheids unter Angabe der 
abzusetzenden Wassermenge zu stel-
len. 

 



Gegenüberstellung Abwassersatzung – (AbwS)  Seite 34 von 48 

Abwasser mit einer Konzentration 
an chemisch oxidierbaren Stoffen, 
gemessen am chemischen Sauer-
stoffbedarf (CSB) 

 
 von 700 mg/l bis 1.400 mg/l um 15 

v.H., 
 
 für jede weiteren angefangenen 
 700 mg/l um jeweils weitere 15 v.H. 
 

(2) Ein Abwasser ist dann biologisch 
schwer abbaubar, wenn das Verhältnis  
vom chemischen Sauerstoffbedarf 
(CSB) zum biologischen Sauerstoffbe-
darf (BSB5) größer als 5:1 ist. 

 
(3) Die Zuschläge nach Abs. 1 Nrn. 1 und 2 

werden nebeneinander erhoben. 
 
(4) Die Absätze 1 und 2 finden keine An-

wendung, wenn die auf dem Grundstück 
anfallende Abwassermenge jährlich 
nicht mehr als 1.500 m³ beträgt. 

 
 

§ 39 B 
 

Verschmutzungswerte 
 

(1) Die Verschmutzungswerte von stark 
verschmutztem Abwasser werden durch 
den AZV nach mittleren Verschmut-
zungswerten festgesetzt und der Stadt 
in Rechnung gestellt. Dabei werden die 
Verschmutzungswerte zugrunde gelegt, 
die sich aus dem arithmetischen Mittel 
von mindestens drei Abwasseruntersu-
chungen ergeben. Die Abwasserunter-
suchungen werden innerhalb des Ver-
anlagungszeitraums in einem Abstand 
von mindestens zwei Wochen durchge-
führt. 

 
(2) Für die Abwasseruntersuchungen nach 

Abs. 1 werden an jeder Ein-
leitungsstelle qualifizierte Stichproben 
entnommen. Dies entspricht einer Ab-
wassermischung aus mindestens fünf, 
höchstens 24 Stichproben. Die Stich-
proben sind im Abstand von nicht weni-
ger als zwei Minuten und nicht mehr als 
12 Stunden zu entnehmen. 

 

(3) Den Werten nach Abs. 1 liegen folgen-
de Analyseverfahren zugrunde: 

 
1. Absetzbare Stoffe: Gehalt an ab-

setzbaren Stoffen DIN 38409 H-9-2 
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(in der jeweils gültigen Fassung); 
 
2. Chemisch-oxidierbare Stoffe: Che-

mischer Sauerstoffbedarf (CSB) 
DIN 38409 H 41 (in der jeweils gül-
tigen Fassung). Der Gebühren-
schuldner ist verpflichtet, der Stadt 
mitzuteilen, ob in den Abwasser-
proben anorganische Verbindun-
gen, die unter Reaktionsbedingun-
gen oxidiert werden, zu erwarten 
sind. Diese sind separat zu be-
stimmen und in Abzug zu bringen. 

 
3. Biologisch-oxidierbare Stoffe: Bio-

logischer Sauerstoffbedarf (BSB5) 
DIN 38409 H 51 (in der jeweils gül-
tigen Fassung). 
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§ 40 
 

Höhe der Abwassergebühr 
 

(1) Die Abwassergebühr bei Einleitungen 
nach § 36 Abs. 1 und 2 beträgt 
 
  2,05 € je m³. 

 
 
 
 
 
 
(2) Wird sonstiges Wasser (§ 8 Abs. 3) in 

öffentliche Kanäle eingeleitet, die nicht 
an ein Klärwerk angeschlossen sind, 
erhebt die Stadt die Hälfte der nach § 
40 Abs. 1 zu erhebenden Abwasserge-
bühr. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 40 
 

Versiegelte Grundstücksfläche 
 
(1) Maßgebend für die Berechnung der 

überbauten und darüber hinaus befestig-
ten (versiegelten) Flächen der ange-
schlossenen Grundstücke ist der Zu-
stand zu Beginn des Veranlagungszeit-
raumes, bei erstmaliger Entstehung der 
Gebührenpflicht der Zustand zum Zeit-
punkt des Beginns des Benutzungsver-
hältnisses. 

 
(2) Die versiegelten Flächen (gemessen in 

m2) werden mit einem Faktor multipli-
ziert, der unter Berücksichtigung des 
Grades der Wasserdurchlässigkeit wie 
folgt festgesetzt wird: 

 
a) wasserundurchlässige Befestigungen: 

Asphalt, Beton, Pflaster, Platten, Flie-
sen und sonstige wasserundurchläs-
sige Befestigungen mit Fugenver-
guss, pressverlegt, knirschverlegt 
oder auf Beton verlegt  
Faktor 1,0 

 
b) teilweise wasserdurchlässige Befesti-

gungen: 
Pflaster, Platten, Fliesen, Verbund-
steine und sonstige wasserundurch-
lässige Befestigungen ohne Fugen-
verguss auf sickerfähigem Untergrund 
verlegt  
Faktor 0,7 

 
Porenpflaster, Kies- oder Schotterflä-
chen, Schotterrasen, Rasengitterstei-
ne, Rasen- oder Splitfugenpflaster 
Faktor 0,4 

 
c) Dachflächen: 

Dachflächen ohne Begrünung  
Faktor 1,0 

 
Gründächer 
Faktor 0,4 

 
Für Tiefgaragendächer gelten diese 
Faktoren entsprechend. 

 
d) Für versiegelte Flächen anderer Art 

gilt der Faktor derjenigen Versiege-
lungsart nach den Buchstaben a) bis 
c), welche der betreffenden Versiege-
lung in Abhängigkeit vom Wasser-
durchlässigkeitsgrad am nächsten 
kommt. 
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(3) Für Abwasser, das zu einer öffentlichen 

Abwasserbehandlungsanlage gebracht 
wird (§ 36 Abs. 3), erhebt der AZV die in 
der jeweils gültigen Satzung über die 
dezentrale Abwasserbeseitigung fest-
gesetzte Abwassergebühr. 

 

 
(3) Versiegelte Flächen, von denen das an-

fallende Niederschlagswasser regelmä-
ßig in einer Versickerungsanlage versi-
ckert und nur über einen Notüberlauf 
den öffentlichen Abwasseranlagen zuge-
führt wird, werden mit dem Faktor 0,1 
multipliziert. Versickerungsanlagen sind 
genehmigungspflichtig (§ 13) 

 
(4) Versiegelte Teilflächen, von denen das 

anfallende Niederschlagswasser regel-
mäßig über eine Niederschlagswasser-
nutzungsanlage (Zisterne) genutzt oder 
in einer Retentionsanlage zurückgehal-
ten wird und nur über einen Notüberlauf 
und/oder eine Drosseleinrichtung den öf-
fentlichen Abwasseranlagen zugeführt 
wird, werden 

 
a) mit dem Faktor 0,5 multipliziert, wenn 

das dort anfallende Niederschlags-
wasser ganz oder teilweise im Haus-
halt oder Betrieb als Brauchwasser 
(z.B. für Toilettenanlagen, Waschma-
schinen u.ä.) genutzt wird, 

 
b) mit dem Faktor 0,7 multipliziert, wenn 

das dort anfallende Niederschlags-
wasser ausschließlich zur Gartenbe-
wässerung genutzt wird, 

 
c) mit dem Faktor 0,5 multipliziert, wenn 

das dort anfallende Niederschlags-
wasser den öffentlichen Abwasseran-
lagen ohne weitere Nutzung über eine 
Drosseleinrichtung zugeführt wird. 

 
Dies gilt nur für Flächen oder Flächenan-
teile, für die die angeschlossenen Nie-
derschlagswassernutzungsanlagen oder 
Retentionszisternen ein Speichervolumen 
von 1 m3 je angefangene 50 m2 ange-
schlossene Fläche und mindestens ein 
Speichervolumen von 2 m3 aufweisen. 

 
(5) Abs. 3 und 4 gelten entsprechend für 

sonstige Anlagen, die in ihren Wirkungen 
vergleichbar sind. 

 
(6) Der Gebührenschuldner hat die überbau-

ten und darüber hinaus befestigten (ver-
siegelten) Teilflächen, ihre Versiege-
lungsart sowie Art und Umfang vorhan-
dener Versickerungsanlagen, Nieder-
schlagswassernutzungsanlagen und Re-
tentionszisternen anzuzeigen. Dabei sind 
die Maße der versiegelten Teilflächen 
und das Volumen der Versickerungsan-
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lagen, Niederschlagswassernutzungsan-
lagen und Retentionszisternen an-
zugeben. Unbeschadet amtlicher Nach-
prüfung wird aus dieser Anzeige die ge-
bührenrelevante Fläche ermittelt. Sie ist 
bei der Berechnung der Niederschlags-
wassergebühr ab dem auf die Benutzung 
der öffentlichen Abwasseranlagen fol-
genden Tag zu berücksichtigen. 

 
(7) Änderungen der nach Abs. 6 erforderli-

chen Angaben hat der Grundstückseigen-
tümer der Stadt unverzüglich in gleicher 
Form mitzuteilen. Sie sind bei der Be-
rechnung der Niederschlagswasserge-
bühr ab dem der Anzeige folgenden Tag 
zu berücksichtigen. 

 
§ 41 

 
Abwasserabgabe 

 
Die Abwasserabgabe, die der AZV nach § 9 
des Abwasserabgabengesetzes (AbwAG) 
als Direkteinleiter und die Stadt nach § 7 und 
§ 9 des AbwAG für die Einleitung von Nie-
derschlagswasser und die Kleineinleitung 
von Schmutzwasser aus Haushalten zu ent-
richten haben, wird über die Abwasserge-
bühr auf die Anschlussnehmer abgewälzt. 
 

§ 41 
 

Höhe der Abwassergebühren 
 

(1) Die Schmutzwassergebühr bei Einleitun-
gen nach § 36 Abs. 1 und 2 beträgt je m3 
Schmutzwasser 

 
vom 01.01.2009 bis zum 31.12.2012 
X,XX € 
ab dem 01.01.2013 
X,XX € 

 
(2) Die Niederschlagswassergebühr (§ 36 

Abs. 4) beträgt je m2 der nach § 40 Abs. 
2 bis 4 gewichteten versiegelte Fläche 

 
vom 01.01.2009 bis zum 31.12.2012 
X,XX € 
ab dem 01.01.2013 
X,XX € 

 
 

 § 41a 
Starkverschmutzerzuschläge 

 
(1) Überschreitet das eingeleitete Abwasser 

die nachfolgend festgelegten Werte (stark 
verschmutztes Abwasser), erhöht sich 
der Gebührensatz (§ 41 Abs. 1) entspre-
chend den einschlägigen Bestimmungen 
der Satzung des AZV, § 13 Abs. 1 bis 4 
AbwS über die öffentliche Abwasserbe-
seitigung: 

 
1. Bei Abwasser mit einem Gehalt an ab-

setzbaren Stoffen von 20 ml/l bis 30 ml/l  
um 15 v.H., 

 
für jede weiteren angefangenen 10 ml/l 
um jeweils weitere 15 v.H.; 



Gegenüberstellung Abwassersatzung – (AbwS)  Seite 39 von 48 

 
2. bei biologisch schwer abbaubarem Ab-

wasser mit einer Konzentration an che-
misch oxidierbaren Stoffen, gemessen 
am chemischen Sauerstoffbedarf (CSB) 

 
von 700 mg/l bis 1.400 mg/l um 15 v.H., 

 
für jede weiteren angefangenen 700 mg/l 
um jeweils weitere 15 v.H. 

 
(2) Ein Abwasser ist dann biologisch schwer 

abbaubar, wenn das Verhältnis vom 
chemischen Sauerstoffbedarf (CSB) zum 
biologischen Sauerstoffbedarf (BSB5) 
größer als 5:1 ist. 

 
(3) Die Zuschläge nach Abs. 1 Nrn. 1 und 2 

werden nebeneinander erhoben. 
 
(4) Die Absätze 1 und 2 finden keine An-

wendung, wenn die auf dem Grundstück 
anfallende Abwassermenge jährlich nicht 
mehr als 1.500 m³ beträgt. 

 
 

§ 41b 
 

Verschmutzungswerte 
 
(1) Die Verschmutzungswerte von stark ver-

schmutztem Abwasser werden durch den 
AZV nach mittleren Verschmutzungswer-
ten festgesetzt und der Stadt in Rech-
nung gestellt. Dabei werden die Ver-
schmutzungswerte zugrunde gelegt, die 
sich aus dem arithmetischen Mittel von 
mindestens drei Abwasseruntersuchun-
gen ergeben. Die Abwasseruntersuchun-
gen werden innerhalb des Veranlagungs-
zeitraums in einem Abstand von mindes-
tens zwei Wochen durchgeführt. 

 
(2) Für die Abwasseruntersuchungen nach 

Abs. 1 werden an jeder Einleitungsstelle 
qualifizierte Stichproben entnommen. 
Dies entspricht einer Abwassermischung 
aus mindestens fünf, höchstens 24 Stich-
proben. Die Stichproben sind im Abstand 
von nicht weniger als zwei Minuten und 
nicht mehr als 12 Stunden zu entnehmen.

 
(3) Den Werten nach Abs. 1 liegen folgende 

Analyseverfahren zugrunde: 
 

1. Absetzbare Stoffe: Gehalt an absetz-
baren Stoffen DIN 38409 H-9-2 (in der 
jeweils gültigen Fassung); 
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2. Chemisch-oxidierbare Stoffe: Chemi-
scher Sauerstoffbedarf (CSB) DIN 
38409 H 41 (in der jeweils gültigen 
Fassung). Der Gebührenschuldner ist 
verpflichtet, der Stadt mitzuteilen, ob in 
den Abwasserproben anorganische 
Verbindungen, die unter Reaktionsbe-
dingungen oxidiert werden, zu erwar-
ten sind. Diese sind separat zu 
bestimmen und in Abzug zu bringen. 

 
3. Biologisch-oxidierbare Stoffe: Biologi-

scher Sauerstoffbedarf (BSB5) DIN 
38409 H 51 (in der jeweils gültigen 
Fassung). 
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§ 42 
 

Entstehung der Gebührenschuld 
 

(1) In den Fällen des § 36 Abs. 1 entsteht 
die Gebührenschuld mit dem Ablauf des 
Kalenderjahres (Veranlagungszeit-
raum). Endet ein Benutzungsverhältnis 
vor Ablauf des Veranlagungszeitraums, 
entsteht die Gebührenschuld mit Ende 
des Benutzungsverhältnisses. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Veranlagungszeitraum ist in den Fällen 

des § 36 Abs. 1 i.V.m. § 38 Abs. 1 Nr. 1 
der Zeitraum, für den der Wasser-
verbrauch zur Berechnung des Entgelts 
für die Wasserlieferung festgestellt wird. 
Die Abwassergebühr wird in diesen Fäl-
len in gleicher Weise wie das Entgelt für 
Wasserlieferungen zusammen mit die-
sen von der Offenburger Wasserversor-
gung erhoben. In allen übrigen Fällen ist 
Veranlagungszeitraum das Kalender-
jahr. 

 
(3) In den Fällen des § 37 Abs. 1 Satz 3 

entsteht die Gebührenschuld für den 
bisherigen Grundstückseigentümer mit 
Eigentumsübergang; für den neuen 
Grundstückseigentümer mit Ablauf des 
Veranlagungszeitraums. 

 
 
 
 
 
 
(4) In den Fällen des § 36 Abs. 2 entsteht 

die Gebührenschuld bei vorübergehen-
der Einleitung mit Beendigung der Ein-
leitung, im Übrigen mit Ablauf des Ver-
anlagungszeitraums. 

 
 
(5) In den Fällen des § 36 Abs. 3 entsteht 

die Gebührenschuld mit der Anlieferung 
des Abwassers. 

§ 42 
 

Entstehung der Gebührenschuld 
 
(1) In den Fällen des § 36 Abs. 1 und 4 ent-

steht die Gebührenschuld für ein Kalen-
derjahr mit Ablauf des Kalenderjahres 
(Veranlagungszeitraum). Erfolgt unter-
jährig eine Zwischenablesung, entsteht 
die Gebührenschuld in den Fällen des § 
36 Abs. 1 für die bis zu diesem Zeitpunkt 
erfolgte Nutzung mit Ablauf des Ablese-
tages, für die nachfolgende Nutzung mit 
Ablauf des folgenden Ablesetages, spä-
testens jedoch mit Ablauf des Kalender-
jahres. Endet ein Benutzungsverhältnis 
vor Ablauf des Veranlagungszeitraumes, 
entsteht die Gebührenschuld mit Ende 
des Benutzungsverhältnisses. 
 

(2) In den Fällen des § 37 Abs. 1 Satz 3 
entsteht die Gebührenschuld für den 
bisherigen Grundstückseigentümer mit 
Beginn des auf den Übergang folgenden 
Tages; für den neuen Grundstückseigen-
tümer mit Ablauf des Veranlagungszeit-
raumes. Die Berechnung der Nieder-
schlagswassergebühr (§ 36 Abs. 4) er-
folgt in diesem Fall anteilig für die jewei-
ligen Kalendertage des Veranlagungs-
zeitraums. 

 
 
(3) In den Fällen des § 37 Abs. 1 Satz 3 

i.V.m. § 38 Abs. 2 entsteht die Gebüh-
renschuld für den bisherigen Mieter, 
Pächter oder sonst zur Nutzung des 
Grundstücks oder von Grundstücksteilen 
Berechtigten mit Beginn des auf den 
Übergang folgenden Tages; für den 
neuen Mieter, Pächter oder sonst zur 
Nutzung des Grundstücks oder von 
Grundstücksteilen Berechtigten mit Ab-
lauf des Veranlagungszeitraumes. 

 
(4) In den Fällen des § 36 Abs. 2 entsteht 

die Gebührenschuld bei vorübergehen-
der Einleitung mit Beendigung der Einlei-
tung, im Übrigen mit Ablauf des Veran-
lagungszeitraums. 
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§ 43 
 

Vorauszahlungen 
 

(1) Solange die Gebührenschuld noch nicht 
entstanden ist, sind vom Gebühren-
schuldner Vorauszahlungen zu leisten. 
Die Vorauszahlungen entstehen mit 
Beginn des Kalendervierteljahres. Be-
ginnt die Gebührenpflicht während des 
Veranlagungszeitraumes, entstehen die 
Vorauszahlungen mit Beginn des fol-
genden Kalendervierteljahres. 

 
 
 
 
(2) In den Fällen des § 36 Abs. 1 i.V.m. § 

38 Abs. 1 Ziff. 2 und 3 hat der Gebüh-
renschuldner zum 15.02., 15.05., 15.08. 
und 15.11. Vorauszahlungen zu entrich-
ten. Jeder Vorauszahlung ist ein Viertel 
des zuletzt festgestellten Jahreswas-
serverbrauchs zugrunde zulegen. Bei 
erstmaligem Beginn der Gebühren-
pflicht wird der voraussichtliche Jahres-
wasserverbrauch geschätzt. 

 
 
 
 
 
 
(3) Die für den Veranlagungszeitraum ent-

richteten Vorauszahlungen werden auf 
die Gebührenschuld für diesen Zeitraum 
angerechnet. 

 
(4) In den Fällen des § 36 Abs. 2 und Abs. 

3 entfällt die Pflicht zur Vorauszahlung. 
 
(5) Die Starkverschmutzerzuschläge (§ 39 

A) sind jeweils zum 15.05. und 15.11. 
mit der Hälfte ihres Jahresbetrages fäl-
lig. Solange kein neuer Bescheid er-
gangen ist, sind Vorauszahlungen zu 
den genannten Terminen entsprechend 
dem letzten Bescheid zu entrichten. 

 

§ 43 
 

Vorauszahlungen 
 

(1) Solange die Gebührenschuld noch nicht 
entstanden ist, sind vom Gebühren-
schuldner monatliche Vorauszahlungen 
auf die Schmutzwassergebühr (§ 36 
Abs. 1) und die Niederschlagswasserge-
bühr (§ 36 Abs. 4) zu leisten. Die Vor-
auszahlungen entstehen mit Beginn ei-
nes jeden Kalendermonats. Beginnt die 
Gebührenpflicht während des Veranla-
gungszeitraumes, entstehen die Voraus-
zahlungen erstmalig mit Beginn des fol-
genden Kalendermonats. 
 

(2) Jeder Vorauszahlung für die Schmutz-
wassergebühr ist ein Zwölftel der zuletzt 
festgestellten Schmutzwassermenge (§ 
38) und jeder Vorauszahlung für die 
Niederschlagswassergebühr ein Zwölftel 
der zuletzt festgestellten versiegelten 
Grundstücksfläche (§ 40) zugrunde zu 
legen. Bei erstmaligem Beginn der Ge-
bührenpflicht wird der voraussichtliche 
Jahreswasserverbrauch geschätzt. Die 
voraussichtliche versiegelte Fläche wird 
geschätzt, solange die Erklärung nach § 
40 Abs. 6 nicht abgegeben oder die 
Feststellung nach § 45 Abs. 10 nicht ge-
troffen wurde. 

 
(3) Die für den Veranlagungszeitraum ent-

richteten Vorauszahlungen werden auf 
die Gebührenschuld für diesen Zeitraum 
angerechnet. 

 
(4) In Fällen des § 36 Abs. 2 entfällt die 

Pflicht zur Vorauszahlung. 
 

 
§ 44 

 
Fälligkeit 

 
Die Benutzungsgebühren sind innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe des Ge-
bührenbescheides zur Zahlung fällig. Sind 
Vorauszahlungen (§ 43) geleistet worden, 
gilt dies nur, soweit die Gebührenschuld die 

 
§ 44 

 
Fälligkeit 

 
(1) Die Benutzungsgebühren sind innerhalb 

eines Monats nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. 
Sind Vorauszahlungen (§ 43) geleistet 
worden, gilt dies nur, soweit die Gebüh-
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geleisteten Vorauszahlungen übersteigt. Ist 
die Gebührenschuld kleiner als die geleiste-
ten Vorauszahlungen, wird der Unter-
schiedsbetrag nach Bekanntgabe des Ge-
bührenbescheids durch Aufrechnung oder 
Zurückzahlung ausgeglichen. 
 

renschuld die geleisteten Vorauszahlun-
gen übersteigt. Ist die Gebührenschuld 
kleiner als die geleisteten Vorauszahlun-
gen, wird der Unterschiedsbetrag nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheids 
durch Aufrechnung oder Zurückzahlung 
ausgeglichen. 
 

(2) Die Vorauszahlungen nach § 43 werden 
zum Ende des jeweiligen Kalendermo-
nats, in dem sie entstehen, zur Zahlung 
fällig. 

VI. Anzeigepflicht, Haftung, Ordnungs-
widrigkeiten 

 
§ 45 

 
Anzeigepflicht 

 
(1) Binnen eines Monats sind der Stadt der 

Erwerb oder die Veräußerung eines an 
die öffentlichen Abwasseranlagen an-
geschlossenen Grundstücks anzuzei-
gen. Entsprechendes gilt beim Erbbau-
recht oder einem sonstigen dinglichen 
baulichen Nutzungsrecht. Anzeigepflich-
tig sind der Veräußerer und der Erwer-
ber. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Binnen eines Monats nach Ablauf des 

Veranlagungszeitraumes hat der Ge-
bührenschuldner der Stadt anzuzeigen: 
 
a) die Menge des Wasserverbrauchs 

aus einer nichtöffentlichen Wasser-
versorgungsanlage; 

 
b) das auf dem Grundstück gesam-

melte und als Brauchwasser ge-
nutzte Niederschlagswasser (§ 38 
Abs. 1 Nr. 3); 

 
c) die Menge der Einleitungen auf-

grund besonderer Genehmigung (§ 
8 Abs. 3). 

 
(3) Unverzüglich haben der Grundstücksei-

gentümer und die sonst zur Nutzung ei-
nes Grundstücks oder einer Wohnung 
berechtigten Personen der Stadt mitzu-
teilen: 

VI. Anzeigepflicht, Haftung, Ordnungs-
widrigkeiten 
 

§ 45 
 

Anzeigepflicht 
 

(1) Binnen eines Monats sind dem AZV der 
Erwerb oder die Veräußerung eines an 
die öffentlichen Abwasseranlagen ange-
schlossenen Grundstückes anzuzeigen. 
Entsprechendes gilt beim Erbbaurecht 
oder einem sonstigen dinglichen bauli-
chen Nutzungsrecht. Anzeigepflichtig 
sind der Veräußerer und der Erwerber. 

 
(2)  In den Fällen des § 37 Abs. 2 ist dem 

AZV binnen eines Monats eine Ände-
rung des Miet-, Pacht- oder sonstigen 
Nutzungsverhältnisses anzuzeigen. An-
zeigepflichtig ist der bisherige und der 
neue Mieter, Pächter oder sonst zur 
Nutzung des Grundstücks oder von 
Grundstücksteilen Berechtigte.  

 
(3)  Binnen eines Monats nach Ablauf des  

Veranlagungszeitraums hat der Gebüh-
renschuldner dem AZV anzuzeigen: 

 
a) die Menge des Wasserverbrauchs 

aus einer nichtöffentlichen Wasser-
versorgungsanlage (§ 38 Abs. 1 Nr. 
2); 

 
b) das auf dem Grundstück gesammelte 

und als Brauchwasser genutzte Nie-
derschlagswasser (§ 38 Abs. 1 Nr. 3); 

 
c) die Menge der Einleitungen aufgrund 

besonderer Genehmigung (§ 8 Abs. 
3). 

 
(4) Unverzüglich haben der Grundstücksei-

gentümer und die sonst zur Nutzung ei-
nes Grundstücks oder einer Wohnung 
berechtigten Personen dem AZV mitzu-
teilen: 
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a) Änderungen der Beschaffenheit, 
der Menge und des zeitlichen An-
falls des Abwassers; 

 
b) wenn gefährliche oder schädliche 

Stoffe in die öffentlichen Abwasser-
anlagen gelangen oder damit zu 
rechnen ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Wird eine Grundstücksentwässerungs-

anlage, auch nur vorübergehend, außer 
Betrieb gesetzt, hat der Grundstücksei-
gentümer die Absicht so frühzeitig mit-
zuteilen, dass der Grundstücksan-
schluss rechtzeitig verschlossen oder 
beseitigt werden kann. 

 
(5) Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft 

versäumt, so haftet im Falle des Abs. 1 
der bisherige Gebührenschuldner für 
die Benutzungsgebühren, die auf den 
Zeitpunkt bis zum Eingang der Anzeige 
bei der Stadt entfallen. 

 

a)  Änderungen der Beschaffenheit, der 
Menge und des zeitlichen Anfalls des 
Abwassers; 

 
b) wenn gefährliche oder schädliche 

Stoffe in die öffentlichen Abwasseran-
lagen gelangen oder damit zu rech-
nen ist. 

 
(5) Binnen eines Monats hat der Grund-

stückseigentümer dem AZV mitzuteilen, 
wenn die Voraussetzungen für Teilflä-
chenabgrenzungen gem. § 24 Abs. 1 Nr. 
2 und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen 
sind, insbesondere abgegrenzte Teilflä-
chen gewerblich oder als Hausgarten 
genutzt, tatsächlich an die öffentliche 
Abwasserbeseitigung angeschlossen 
oder auf ihnen genehmigungsfreie bauli-
che Anlagen errichtet werden. 

 
(6)  Der Gebührenschuldner hat die Anzeige 

nach § 40 Abs. 6 innerhalb eines Monats 
nach Aufforderung durch den AZV vor-
zulegen. Bei Neubauvorhaben und Än-
derungen nach § 40 Abs. 7 besteht die 
Anzeigepflicht ohne Aufforderung der 
Stadt. 

 
(7) Sind auf Grundstücken zum Zeitpunkt 

des Inkrafttretens dieser Satzung Zwi-
schenzähler gemäß § 38 Abs. 2 oder § 
39 Abs. 2 vorhanden, sind diese beim 
AZV unter Angabe des Zählerstandes 
und eines Nachweises über die Eichung 
des Zählers innerhalb von 4 Wochen an-
zuzeigen. 

 
(8)  Wird eine Grundstücksentwässerungs-

anlage, auch nur vorübergehend, außer 
Betrieb gesetzt, hat der Grundstücksei-
gentümer diese Absicht so frühzeitig 
mitzuteilen, dass der Grundstücksan-
schluss rechtzeitig verschlossen oder 
beseitigt werden kann. 

 
(9)  Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft 

versäumt, so haftet im Falle der Absätze 
1 und 2 der bisherige Gebührenschuld-
ner für die Benutzungsgebühren, die auf 
den Zeitpunkt bis zum Eingang der An-
zeige beim AZV entfallen. 

 
(10) Kommt der Gebührenschuldner seinen 

Pflichten nach Abs. 6 trotz schriftlicher 
Erinnerung mit Fristsetzung von mindes-
tens 30 Tagen nicht nach, erfolgt die 
Feststellung durch den AZV oder dessen 
Beauftragten. 
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§ 46 
 

Haftung der Stadt 
 

(1) Werden die öffentlichen Abwasseranla-
gen durch Betriebsstörungen, die die 
Stadt nicht zu vertreten hat, vorüberge-
hend ganz oder teilweise außer Betrieb 
gesetzt oder treten Mängel oder Schä-
den auf, die durch Rückstau infolge von 
Naturereignissen wie Hochwasser, 
Starkregen oder Schneeschmelze oder 
durch Hemmungen im Abwasserablauf 
verursacht sind, so erwächst daraus  
kein Anspruch auf Schadenersatz. Ein 
Anspruch auf Ermäßigung oder auf Er-
lass von Beiträgen oder Gebühren ent-
steht in keinem Fall. 

 
(2) Die Verpflichtung des Grundstücksei-

gentümers zur Sicherung gegen Rück-
stau (§ 18) bleibt unberührt. 

 
(3) Unbeschadet des § 2 des Haftpflichtge-

setzes haftet die Stadt nur für Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit. 

 
 

§ 47 
 

Haftung der Grundstückseigentümer 
 

Die Grundstückseigentümer und die Benut-
zer haften für schuldhaft verursachte Schä-
den, die infolge einer unsachgemäßen oder 
den Bestimmungen dieser Satzung wider-
sprechenden Benutzung oder infolge eines 
mangelhaften Zustands der 
Grundstücksentwässerungsanlagen entste-
hen. Sie haben die Stadt von Ersatzansprü-
chen Dritter freizustellen, die wegen solcher 
Schäden geltend gemacht werden. 
 

§ 46 
 

Haftung der Stadt 
 
(1) Werden die öffentlichen Abwasseranla-

gen durch Betriebsstörungen, die die 
Stadt nicht zu vertreten hat, vorüberge-
hend ganz oder teilweise außer Betrieb 
gesetzt oder treten Mängel oder Schä-
den auf, die durch Rückstau infolge von 
Naturereignissen wie Hochwasser, 
Starkregen oder Schneeschmelze oder 
durch Hemmungen im Abwasserablauf 
verursacht sind, so erwächst daraus 
kein Anspruch auf Schadenersatz. Ein 
Anspruch auf Ermäßigung oder auf Er-
lass von Beiträgen oder Gebühren ent-
steht in keinem Fall. 

 
(2) Die Verpflichtung des Grundstücksei-

gentümers zur Sicherung gegen Rück-
stau (§ 18) bleibt unberührt. 

 
(3) Unbeschadet des § 2 des Haftpflichtge-

setzes haftet die Stadt nur für Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit. 

 
 

§ 47 
 

Haftung der Grundstückseigentümer 
 
Die Grundstückseigentümer und die Benut-
zer haften für schuldhaft verursachte Schä-
den, die infolge einer unsachgemäßen oder 
den Bestimmungen dieser Satzung wider-
sprechenden Benutzung oder infolge eines 
mangelhaften Zustands der Grundstücks-
entwässerungsanlagen entstehen. Sie ha-
ben die Stadt von Ersatzansprüchen Dritter 
freizustellen, die wegen solcher Schäden 
geltend gemacht werden. 
 

§ 48 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 142 
Abs. 1 GemO handelt, wer vorsätzlich  
oder fahrlässig 

 
1. entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser 

nicht der Stadt überlässt; 
 

2. entgegen § 3 Abs. 3 ein Grund-
stück nicht oder nicht fristgerecht 
an die öffentlichen Abwasseranla-
gen anschließt; 
 

§ 48 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Abs. 

1 GemO handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

 
1. entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser 

nicht der Stadt überlässt; 
 

2.    entgegen § 3 Abs. 3 ein Grundstück 
nicht oder nicht fristgerecht an die 
öffentlichen Abwasseranlagen an-
schließt; 
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3. entgegen § 6 Absätze 1, 2 oder 4 
von der Einleitung ausgeschlosse-
ne Abwässer oder Stoffe in die öf-
fentlichen Abwasseranlagen einlei-
tet oder die vorgeschriebenen 
Höchstwerte für einleitbares Was-
ser überschreitet; 

 
4. entgegen § 8 Abs. 1 Abwasser oh-

ne Vorbehandlung oder Speiche-
rung in öffentliche Abwasseranla-
gen einleitet; 

 
5. entgegen § 8 Abs. 2 fäkalienhalti-

ges Abwasser ohne ausreichende 
Vorbehandlung in öffentliche Ab-
wasseranlagen einleitet, die nicht 
an eine öffentliche Kläranlage an-
geschlossen sind; 
 

6. entgegen § 8 Abs. 3 sonstiges 
Wasser oder Abwasser, das der 
Beseitigungspflicht nicht unterliegt, 
ohne besondere Genehmigung der 
Gemeinde in öffentliche Abwasser-
anlagen einleitet; 

 
7. entgegen § 8 Abs. 4 bei Trennver-

fahren das Schmutzwasser nicht 
getrennt von dem Niederschlags-
wasser und dem nicht reinigungs-
bedürftigen Abwasser einleitet; 

 
 

8. entgegen § 9 Abs. 1 von der Stadt 
verlangte Eigenkontrollvorrichtun-
gen nicht oder nicht ordnungsge-
mäß errichtet und betreibt; 

 
9. entgegen § 9 Abs. 2 nicht eine 

Person bestimmt, die für die Be-
dienung der Anlage und für die 
Führung des Betriebstagebuchs 
verantwortlich ist, oder das Be-
triebstagebuch nicht mindestens 3 
Jahre aufbewahrt und der Stadt auf 
Verlangen vorlegt; 
 

10. entgegen § 13 Abs. 1 ohne schrift-
liche Genehmigung des AZV eine 
Grundstücksentwässerungsanlage 
herstellt, anschließt oder ändert 
oder eine öffentliche Abwasseran-
lage benutzt oder die Benutzung 
ändert; 
 

 
 
 

3.    entgegen § 6 Absätze 1, 2 oder 3 
von der Einleitung ausgeschlossene 
Abwässer oder Stoffe in die öffentli-
chen Abwasseranlagen einleitet o-
der die für einleitbares Abwasser 
vorgegebenen Richtwerte über-
schreitet; 

 
4.    entgegen § 8 Abs. 1 Abwasser ohne 

Vorbehandlung oder Speicherung in 
öffentliche Abwasseranlagen einlei-
tet; 

 
5.    entgegen § 8 Abs. 2 fäkalienhaltiges 

Abwasser ohne ausreichende Vor-
behandlung in öffentliche Abwas-
seranlagen einleitet, die nicht an ei-
ne öffentliche Kläranlage ange-
schlossen sind; 

 
6.    entgegen § 8 Abs. 3 sonstiges Was-

ser oder Abwasser, das der Beseiti-
gungspflicht nicht unterliegt, ohne 
besondere Genehmigung der Stadt 
in öffentliche Abwasseranlagen ein-
leitet; 

 
7.    entgegen § 8 Abs. 4 bei Trennver-

fahren das Schmutzwasser nicht ge-
trennt von dem Niederschlagswas-
ser und dem nicht reinigungsbedürf-
tigen Abwasser einleitet; 

 
 

8.    entgegen § 9 Abs. 1 von der Stadt 
verlangte Eigenkontrollvorrichtungen 
nicht oder nicht ordnungsgemäß er-
richtet und betreibt; 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

9.    entgegen § 13 Abs. 1 ohne schriftli-
che Genehmigung der Stadt einen 
Grundstücksanschluss oder eine 
Grundstücksentwässerungsanlage 
herstellt, anschließt oder ändert o-
der eine öffentliche Abwasseranlage 
benutzt oder die Benutzung ändert; 
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11. die Grundstücksentwässerungsan-
lage nicht nach den Vorschriften 
des § 14 und des § 15 Abs. 3 her-
stellt; 

 
 

11. entgegen § 16 Abs. 1 keine ord-
nungsgemäßen Abscheider mit da-
zugehörenden Schlammfängen 
einbaut, betreibt, unterhält und er-
neuert, oder die notwendige Ent-
leerung und Reinigung der Ab-
scheider nicht rechtzeitig vornimmt; 
 

12. entgegen § 16 Abs. 3 Zerkleine-
rungsgeräte für Küchenabfälle, 
Müll, Papier und dergleichen oder 
Handtuchspender mit Spülvorrich-
tungen an seine Grundstücksent-
wässerungsanlagen anschließt; 

 
13. entgegen § 17 Abs. 2 Kleinkläran-

lagen, geschlossene Gruben oder 
Sickeranlagen nicht unverzüglich 
außer Betrieb setzt; 
 

14. entgegen § 19 Abs. 1 die Grund-
stücksentwässerungsanlage vor 
der Abnahme in Betrieb nimmt. 

 
 

(2) Ordnungswidrig i.S. von § 5a Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vor-
sätzlich oder leichtfertig den Anzeige-
pflichten nach § 45 Absätze 1 bis 3 
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
nachkommt. 

 
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 

Geldbuße geahndet werden. 
 

10.  den Grundstücksanschluss oder die 
die Grundstücksentwässerungsan-
lage nicht nach den Vorschriften 
des § 14 und des § 15 Absatz 2 
herstellt, unterhält oder betreibt; 

 
11.   entgegen § 16 Abs. 1 keine ord-

nungsgemäßen Abscheider mit da-
zugehörenden Schlammfängen ein-
baut, betreibt, unterhält und erneu-
ert oder die notwendige Entleerung 
und Reinigung der Abscheider nicht 
rechtzeitig vornimmt; 

 
12.   entgegen § 16 Abs. 3 Zerkleine-

rungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, 
Papier und dergleichen oder Hand-
tuchspender mit Spülvorrichtungen 
an seine Grundstücksentwässe-
rungsanlage anschließt; 

 
13.    entgegen § 17 Kleinkläranlagen, ge-

schlossene Gruben oder Sickeran-
lagen nicht unverzüglich außer Be-
trieb setzt; 

 
14.    entgegen § 19 Abs. 1 den Grund-

stücksanschluss oder die Grund-
stücksentwässerungsanlage vor der 
Abnahme in Betrieb nimmt. 

 
(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsätz-
lich oder leichtfertig den Anzeigepflichten 
nach § 45 Absätze 1 bis 7 nicht, nicht 
richtig oder nicht rechtzeitig nachkommt. 

 
 
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 

Geldbuße geahndet werden. 
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VII. Übergangs- und Schlussbestimmun-
gen 

 
§ 49 

 
Inkrafttreten 

 
(1) Soweit Abgabenansprüche nach dem 

bisherigen Satzungsrecht bereits ent-
standen sind, gelten anstelle dieser 
Satzung die Satzungsbestimmungen, 
die zum Zeitpunkt des Entstehens der 
Abgabeschuld gegolten haben. 

 
(2) Diese Satzung tritt am 01. Januar 2010 

in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abwasser-
satzung der Stadt Offenburg vom 
01.01.2002 (mit allen späteren Ände-
rungen) außer Kraft. 

 
 
Offenburg, den 14. Dezember 2009 
 

VII. Übergangs- und Schlussbestimmun-
gen 

 
§ 49 

 
In-Kraft-Treten 

 
(1) Soweit Abgabenansprüche nach dem 

bisherigen Satzungsrecht bereits ent-
standen sind, gelten anstelle dieser Sat-
zung die Satzungsbestimmungen, die im 
Zeitpunkt des Entstehens der Abgabe-
schuld gegolten haben. 

 
(2) Diese Satzung tritt zum 01.01.2013 in 

Kraft, mit Ausnahme der §§ 2 und 35 bis 
44, die rückwirkend zum 01.01.2009 in 
Kraft treten. Gleichzeitig tritt die Abwas-
sersatzung der Stadt Offenburg vom 
26.03.2001 (mit allen späteren Änderun-
gen) außer Kraft. 

 
Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO Ausferti-
gungsvermerk 
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